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Der Arbeitstarifvertraa
Vom Volkswirt R.D.V. Syndikus Bud jnh n in Charlottenburg

I.

«- über Wesen und Recht des Arbeitstarifver-
trag-es ist eine Hochflut literarischer Produktion
vorhanden, so· daß man bereits vor der Qual der
Wahl steht. Dennoch ist es nicht ganz überflüssig,
diese Materie einmal unbefangen einer Betrach-
tung zu unterziehen, zumal eine Revision des
Schlichtungswesens bevorstehen soll. Der jetzige
Reichsarbeitsminifter will in letzterer Beziehung
mit den Beteiligten eine Befprechung abhalten,
weil ihm jedenfalls in seiner letzten Tätigkeit als
Schlichter nicht ganz wohl gewesen ist.

Wemi wir anf das Wesen des Tarifvertrages
kurz eingehen, so finden wir zunächst, daß es ver-
fehlt ist, mit gewissen sozialpolitisch-en Kur-
pfufcheru diesen als ein Allheilmittel gegen Streit-
gefahren und Streikschäden, oder gegen jede Be-
triebsstörung von Arbeitnehmerseite auszugeben.
Es ist ebenso unzutreffsend, jede günstig-e Wirkung
in der bezeichneten Richtung zu leugnen oder ab-
zufchwächen. Die Wahrheit liegt, wie so oft im
Leben, in der Mitte. Tarifverträge können nur
die nicht immer natürliche Kluft zwischen den-
beiderfeitigen Berufsinteressen überbriicken, wäh-
ren-d die Klasseninteressen bestehen bleiben.

Die sozialen Gegensätze sind leider nun einmal
da und keine Tar-i-fgemeinschaft wird sie — was an
sich tief bedauerlich ist — ganz aus der Welt
schaffen können. Der ganzen Arbeiterschaft —
löbliche Ausnahmen bestätigen nur zu wahr die
Regel —- ist der Klassenkampfcharakter mit der
Zeit in Fleisch und Blut übergegangen Außer-
dem werden die natürlichen-Gegensätze wirtschaft-
licher Art ständig derartig durch politische Agitation
«—— meist in geradezu ganz unverantwortlicher Weise
«-—— «gefch-ürt, daß Arbeitgeber den Glauben andie
oft verheißene, nahe bevorstehende oder gar end-
liche Versöhnung der-Klassengegensätze verlieren
Ober zum tnindestsen daran stark zweifeln müssen.
' Aber wo Licht ist, da ist auch Schatten! Nur
OGutes ist in der Welt ebenso selten wie nur
Schlechtes Nicht anders ist es beim Tarisvertrag
Durch ihn lassen sich Arbeitskämpfe auch nicht aus-
schließen. Erst müßte die Natur des Menschen
Umstewandelt werden, um ihn zur immerwähren-
den Verträglichkeit zwingen zu können. Durch den
Tarifvertrag soll eine generelle Festsetzung der 

Arbeitsbedingungen erfolgen. Während feiner
Geltungsdauer soll er für alle einzugehenden Ar-
beitsverhältnifse all-ein maßgebend sein. Häufig
wird man mit Recht bedauern, daß die Geltungs-
dauer eines Tarisoertrages im allgemeinen recht
kurz ist. Man darf aber nicht vergessen, daß
Tarifverträge niemals die Aufgabe haben können,
einen gewissen Zustand für immer festzulegen,
weil unser ganzes wirtschaftliches und soziales
Leben einem ständigen Veränderungsprozeß unter-
liegt, der die Grundlage, auf der der Tarifvertvag
jeweils beruht, vielleicht in einer völlig nngeahnten
Weise verfchiebt. Voraussetzung bei allen Tarif-
verträgen muß stets sein, daß sie auch wirklich von
beiden Vertrags-teilen innegehalten werden. Dies
ist aber zu häufig besonders auf Arbeitnehmers-ein
nicht der Fall. Wie oft werd-en Tarifverträge ge-
brochen, wenn politische Machtfvagen in den
Vordergrund treten oder gewissenlose Führer den
Befehl dazu geben. Garantiert der Tarsiwertrag
tatsächlich eine gewerbliche Ruhe für eine festbe-
stimmte Zeit —- ·es wäre zu schön daran zu glauben
——- fo könnte der Unternehmer meist ganz anders
disponieren. Er hätte dann einen besseren Uber-
bliik über die geschäftliche Lage, eine gewisse Kalku-
lationsficherheit nnd er könnte auch fußend auf die
vertraglichen festen Löhne geregelte Preise be-
stimmen.

Da aber leider Macht vor Recht geht und von
seiten der Arbeitnehmerschaft die geschlossen-e Macht
bei jeder sich bietenden Gelegenheit in die Wag-
schale geworfen wird, so ist der mit dem Abschlusse
des Tarifviertrages verfolgte Hauptzweck des auf
Zeit verbürgten Arbeitsfriedens von recht zweifel-
haftem Werte.

II.
" Der Tarifvertrag will zwar den Kampf um die
Lohnerhöhung beseitigen, doch geht letztere dennoch
vor sich. Das kommt daher, weil das 19. Jahr-
hundert überall tdem ungebundenen freien Spiel
der wirtschaftlichen Kräfte in der Bestimmung ge-
werblicher Lohn- und Arbeitsbedingungen zum un-
eingeschränkten Durchbruch verholfen hat. Dem
Darifvertrag kann freilich eine gewisse bremfende
Wirkung auf die Drehungen der sogenannten Lohn-
schrausbe nicht abgesprochen werden. Ein gewerb-
licher Waffenftillftand in dem durch den Darifbers
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trag erfaßten Gewerbe ist einem dauernden Klein-
krieg und der mit ihm verbundenen ständigen Ver-
bitterung immer noch vorzuziehen. Nach dem
Statistischen Jahrbuch für das Deutsche Reich 1927
waren am 1. Januar 1926 insgefasmt 7533 Tarif-
verträge, umfassend 788 755 Betriebe mit
11 140 521 beschäftigt-en Personen, in Geltung.
Daraus ist klar zu erkennen, welchen Umfang das
Tarifvertragswesen angenommen hat. Mit ihm
muß man als einer feststehensden, kaum mehr rück-
gängig zu machenden Tatsache im Wirtschaftsleben-
rechnen Einfluß auf die Entwickelung können die
Arbeitgeber einzig und allein dadurch bekommen,
daß sie sich zu einer machtvollen, lückienlosen Gegen-
organisatiou zusammenfinden, um die Einhaltungs
der Vereinbarungen durchzusetzen und von der
Gegenpartei die der gesellschaftlichen und gewerb-«
lichen Entwickelung entsprechende Fortbildung der:
Tarife zu erzwingen.

Die Arbeitgeber sollten endlich begreifen lernen,
daß die ganze Kraft und Überlegenheit der Ge-'
werkschasften darin besteht, die Arbeitgeber einzeln
über die Klinge springen zu lassen nnd daß sich
das Bild in dem Augenblick ändert, wo den starken
Arbeitnehmer-Organisationen ebenso starke Arbeit-
geberorsganisationen gegenüberstehen _ ·

Arbeitgeberverbände sind keine Kampforganb
fationen, sondern lediglich Schutzverbände. Sie-·
bezwecken keineswegs-, den Arbeitern das Recht zu.
·beschneiden, für Besserung ihrer Löhne und Arbeits-
bedingungen einzutreten, doch übertriebenen For-
derungen stellen sie sich entgegen. Man kann nicht

sagen, daß die Arzte überflüssig sind, weil trotz-;

ihres Vorhandenseins die Krankheiten nicht auf-«
gehört haben. Man unterhält anderseits nicht«
staatliche Gerichte, damit das Prozessieren ge-
fördert werden solle. Darum sind auch starke
Arbeitgeberorganisationen nicht ü«berflüifig,« trotz-
dem die Unznfriedenheit bleiben wird.

III.
Durch Tarifverträge beabsichtigen die Parteien,

den Abschluß von Arbeitsverträgen zu erleichtern«
Sie sollen- den Vertragspartnern den Aufwand
von Zeit, Mühe und Gemütsbewegung ersparen-;
der bei der Mitteilung der Bertragsbedingungenk
oder beim Feilfchen um diese nötig werden kann.

...« . .
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Grundsatz müßte stets sein, daß der Abschluß eines
Tarifvertrags an sich weder als politischer noch als
sozialpolitischer Zweck anzusehen ist, wennngleich
derartige Zwecke oft nebenher laufen.

Tarifverträge könnten zu einer Vernunftehe
zwischen Kapital und Arbeit führen, wenn lediglich
ein vernünftiger Ausgleich der Interessen erfolgte.
So müßte getreu dem Grundsatz, daß überall im
Leben jedem Recht eine Pflicht entspricht, auch im
Wirtschaftsleben dem Recht auf einen bestimmten
Lohn die Pflicht zu einer bestimmten Leistung
gegenüberstehen überall spricht man wohl von
der Notwendigkeit der Festsetzung von Mindest-
löhnen; aber nie findet man daneben die For-
derung der Festsetzung von Mindestleistungen
Eigentlich sind dies doch zwei Forderungen, die,
um einzeln berechtigt zu sein, gemeinsam ausge-
stellt werden müßten. Wenn wir hierbei von der
Theorie in die Praxis blicken, so führt die Fest-
setzung von Mindestlöhnen ohne genaue Bestim-
mung der Mindestleistungen zu einer dauernden
Herabminderung der Gesamtleistungen. Jede
generelle Regelung ist deshalb zweifellos eine Un-
gerechtigkeit gegenüber der individuellen Leistung.
Ganz auffällig ist es, daß kein Tarifvertrag die
gewiß nicht nebensächliche Frage behandelt, was
bei einem Umschlage der Konjunktur oder einer
plötzlichen Umwälzung der industriellen Technik
während der Vertragsdauer mit dem auf andere
Verhältnisse zugeschnittenen Vertrage werden soll.
Das ist ein Mangel, der unbedingt beseitigt werden
müßte, wenn das Wohl und Wehe eines Betriebes
nicht unberiicksichtigt bleiben soll. Überhaupt kann
ohne Übertreibung gesagt werden, daß die Rück-
sicht auf eine gesunde Entwickelung des Betriebes
oder des Gewerbes fehlt, dagegen die durchaus
falsche Meinung die Oberhand behält, daß zwar
die Arbeitskraft »ausgebeutet« wird, jedoch die
Entlöhnung der Arbeit zu der gefordert-en Arbeits-
leistung in keinem ausreichenden Verhältnis steht.
Diese Ansicht wir-d den Arbeitnehmern von den
Führern eingehämmert, und erstere unterziehen sich
meist nicht der Mühe, die Richtigkeit nachzuprüfen,
sondern schenken den Führern blindlings Ver-
trauen und Glauben.
Die zeitige Wirtschaftslage ist nicht dazu an-

getan, dem Betriebsinhaber unverdiente Gewinne
zu bringen oder ihm gar die Ansammlung eines
größeren Vermögens zu ermöglichen. Die ge-
schäftlichen Sorgen drücken wie eine Zentnerlast
und bringen selbst alteingesessene Firmen leider
zum Erliegen. Das sollten auch die Arbeitnehmer
gebührend würdig-en und ihren Ansprüchen die
Zügel anlegen.

" IV.

Bedauerlicherweise berücksichtigt die Gesetzgebung
diese Verhältnisse auch nicht in hinreichender Weise
und geht oft an den Dingen achtlos vorüber. Es
braucht nur auf die Verordnung über Tarifver-
träge vom 23. Dezember 1918 und vornehmlich die-
Verordnung über das Schlichtungswesen vom

« 30. Oktober 1923 hingewiesen zu werden. Während
sich früher das Recht des Staates inder Gewerbe-
aufsicht und der Betriebskontrolle erschöpfte, kann
jetzt das Reichsamt für Arbeitsvermittlung Ver-
träge, die für die Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen des Berufskreises in dem Tarifgebiet über-
wiegend Bedeutung erlangt haben, für allgemein
verbindlich erklären. Sie sind dann innerhalb
ihres räumlichen Geltungsbereich-s für Arbeitsver-
träge, die nach der Art der Arbeit unter den Tarif-
vertrag fallen, auch dann verbindlich, wenn der ·

- Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer oder beide an
dem Tarifvertrag nicht beteiligt sind. An die
Stelle der freien Willensmeinung und Handlungs-
freiheit ist also der fakultative Zwangstarifvertrag
getreten. Dadurch hat sich der Staat die ent-

_ sprechenden Rechte des Unternehmers angeeignet
. und ihn in gewissem Sinne ausgeschaltet. Nicht
·viel besser sieht es mit dem Schlichtungswesen
,aus. Für größere Wirischaftsbezirke bestellt der
·.Reichsarbeitsminister · nach. Anhörung der. be-
teiligten obersten Landesbehörde Schlichter. J Er

« kann auch für den einzelnen Fall einen besonderen  

Schlichter bestellen. Jst der Versuch, den Abschluß
einer Gesamtvereinbarung herbeizuführen, miß-
lungen, so erfolgt die Verhandlung vor einer
Schlichtungskammer. Kommt auch vor dieser keine
Einigung zustande, so macht die Kammer den
Parteien einen Vorschlag für den Abschluß einer
Gesamtvereinbarung (Schiedsspruch). Nehmen den
Schiedsspruch beide Parteien an, so hat er die
Wirkung einer schriftlichen Gesamtvereinbarung.
Das gleiche gilt, wenn der Spruch auf Grund ge-
setzlicher Vorschrift oder einer Vereinbarung
bindend ist. Wird der Schiedsspruch nicht von
beiden Parteien angenommen, so kann er für ver-
bindlich erklärt werden, wenn die in ihm ge-
troffene Regelung bei gerechter Abwägung der
Interessen beider Teile der Billigkeit entspricht
und ihre Durchführung aus wirtschaftlichen und
sozialen Gründen erforderlich ist. Die Verbind-
lichkeitserklärung ersetzt die Annahme des Schieds-
sprachs.

Über die (Erfahrungen, die über das Schlich-
tungswesen bislang gesammelt wer-den konnt-en,
sind die Urteile verschieden. überall, wo der freie
Entschluß durch einengende Maßnahmen irgend-
welcher Art abgelöst wird, hat sich noch stets ge-
zeigt, daß der Ersatz ein unzulänglicher und unbe-
sriedigender ist. So ist es auch im gesamten Taris-
vertragswesen. Weitgehende gesetzliche Eingriffe
in die soziale Selbstverwaltung der Gewerbe be-
rauben die Darifverträge ihres elastischen Satzungs-
charakters und unterbinden die organische Heraus-
bildung unterschiedlicher Gleichgewichtszuftände
zwischen Unternehmertum und Arbeiterschaft.

Schließlich sei noch bemerkt, daß für das geltende
Recht des Arbeitstarifvertrages u. a. die §§ 105,
152 der Gewerbeordnung, die §§ 50, 774 der Zwil-
prozeßordnung und die §§ 54, 157, 705 ff. des
B.G.B. in Betracht kommen.
§ 152 der Gewerbeordnung bestimmt beispiels-

weise: »Alle Verbote und Strafbestimmungen
gegen Gewerbetreibende, gewerbliche "Gehilfen,
Gesellen oder Fabrikarbeiter wegen Verabredung
und Vereinigungen zum Behuf der Erlangung
günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen, insbe-
sondere mittelst Einstellung der Arbeit oder Ent-
lassung der Arbeiter werden aufgehoben.”
iNachdruck nur mit Zustimmung des Verfassers.)

Mag bringt die neue Eisenbahn-
verliehrsordnungr

Von Fritz Krake, Berlin-Tempelhof,
Hohenzollern-Korso 32a.

* Am 1. Oktober tritt die neue Eisenbahnver-
kehrsordnung in Kraft. Den Anlaß zu dieser Ver-
ordnung haben die internationalen Übereinkommen
über den Güter- und Personenverkehr vom Jahre
1925 gegeben. Grundlegend war der Gedanke, die
neue Verkehrsordnung nach Möglichkeit diesen
beiden Über-einkommen anzuschließen, ohne jedoch
besondere deutsche Bedürfnisse dabei zu vernach-
lässigen. Es war die Möglichkeit gegeben, mit
Osterreich bei der Aufstellung der neuen Verord-
nung Hand in Hand zu arbeiten und es ist ge-
lungen, eine nahezu vollständige Verkehrsordnung
zu erzielen. Den veränderten ’Verkehrsverhält-
nissen entsprechend, sind mehrere Änderungen und
Neuerungen vorgesehen, die einen Fortschritt be-
deuten, allerdings ist auch manchen berechtigten
Wünschen aus Industrie und Handel nicht ent-
sprochen worden;
DasGesetz befaßt sich in den ersten 52 Para-

graphen neben den Eingangs- und allgemeinen Be-
stimmungen mit der Beförderung von Personen,
der Beförderung von Reisegepäck, Expreßgut,
lebenden Tieren usw. Die weiter-en 44 Para-
graphen behandeln die Beförderung der Güter und
die hierzu zu beachtenden Einzelheiten. Zunächst
ist zu erwähnen, daß ein neuer Fracht-
brief vorgesehen ist, dessen Einteilung und Ber-
merkevon dem bisherigen abweichen. Nach einer

Verordnung;-voms4-x.sIeli-d. :I. dürfen die bisher
zugelassenen Frachtbriefe und Duplikateb i s zum
31'. März 1929 _ noch Verwendung

find en. N dem 30. September 1928 dürer
jedoch nur n solche Frachtbriefe und Fracht-
briefdoppel hergestellt werden, die den neuen Be-
stimmungen entsprechen. Die Vorschriften be-
sagen, daß die Frachtbriefe sorgfältig auszufüllen
sind. Frachtbrisss mit abgeänderten, radierten
oder überklebten (Eintragungen brauchen nicht an-
genommen zu werden. Durchstreichungen sind un-
zulässig, wenn sie nicht vom Absender mit seiner
Unterschrift anerkannt worden sind. Für die
Richtigkeit der Angaben und Erklärungen haftet der
Absender. Er trägt alle Folgen, die daraus ent-
stehen, wenn diese unrichtig, ungenau, unvoll-
ständig oder unzulässig sind. Die Haftung ändert
sich auch dann nich-t, wenn die Güterabfer-
ti gu ng auf feinen Antrag den Frachtbrief aus-
fiillt. Diese Bestimmung ist zu beanstanden, denn
von einer Güterabfertigung muß verlangt werden
können, daß sie die Frachtbriefe richtig ausstellt.
Hierdurch können manche Nachteile eintreten,
wen-n zum Beispiel eine Sendung statt nach
Klasse C nach Klasse B verfrachtet wird. Rück-
forderungen braucht die Bahn nicht anzuerkennen,
denn der Absender hat ja für die Richtigkeit des
Frachtbriefes aufzukommen. Es sind hierzu aller-
dings Milderungen vorgesehen, um diese aber in
Anspruch zu nehmen, ist es notwendig, nachzu-
weisen, daß der Absender sich im Jrrtum be-
funden hat.

Die Eisenbahn ist berechtigt, die Überein-
stimmung der Sendung mit den Angaben des
Frachtbriefes jederzeit zu prüfen. Sie
kann auch nach der Ablieferung des Gutes den
Nachweis der Richtigkeit der Frachtbriefangaben
fordern, wenn der Verdacht besteht, daß sie un-
richtig sind. Der Absender und der Empfänger
haben hierzu der Eisenbashndise Einsichtnahme in
ihre Geschäftsbücher und sonstige Unterlagen zu
gestatten. Diese Vorschrift kann eine große Härte
darstellen, denn die Einsichtnahme der Geschäfts-
bücher durch außerhalb des Geschäfts Stehende
bringt immer Unannehmlichkeiten mit sich.

Eine Belastung bis zu der an den Wagen ange-
schriebenen Tragfähigkeit ist unzulässig, wenn nach
der Beschaffenheit des Gutes zu befürchten ist, daß
die Belastung infolge von Witterungseinflüsfen
während der Beförderung die Tragfähigkeit über-
schreitet. Wird eine Überlastung festgestellt,
so kann die Eisenbahn die Abladung des Uber-
gewichts verlangen. Wenn eine Überlaftung auf-
einem Unterwegsbahnhof festgestellt wird, so ist
die Eisenbahn berechtigt, das Ubergewicht auf Ge-
fahr des Absenders abzuladen. Der abgeladene Teil
wird auf Kosten des Absenders auf Lager genommen.

Besonders wichtig sind die Bestimmungen über
die F rachtzus chläge Bei unrichtiger, un-
genauer oder unvollständiger Angabe des Inhalts,
bei unrichtiger Angabe des Gewichts oder der Stück-
zahl einer Sendung, der Gattung oder des Lade-
gewichts des verwendeten Wagens, bei Wagen-
überbastung oder bei Außerachtlassung der Sicher-
heitisvorschriften durch den Absender, sind ohne
Rücksicht darauf, ob ein Verschulden des Absenders
vorliegt oder nicht, außer dem etwaigen Fracht-
unsterschied Frachtzuschläge nach einem besonderen
Tarif zu entrichten. Der Frachtzuschlag kann das
Doppelte betragen des Unterschieds zwischen
der sich aus den unrichtigen Angaben ergebenden
und der richtig berechneten Fracht vom Verfand
bis zum B-estimmungsbahnhof. Bei Wasgenüber-
lastung beträgt der Frachtzuschlag das Sechs-
fache der Fracht vom Versand- bis zum Be-
stimmungsbahnhof für das Gewicht, das die Be-
lastungsgrenze übersteigt. .

Der Frachtvertrag gilt als abgeschlossen-
sobald die Güterabfertigung das Gut mit dem
Frachtbrief zur Beförderung angenommen hat.
Ars Zeichen der Annahme win- dem Frachtbrief
der Tagesftempel der Güterabfertiigung ausgedrückt
Die Eisenbahn ist verpflichtet, auf Verlangen des
Absenders die Annahme des Gutes unter Angabe
des ”Lager, an dem es zur Beförderung ange-
nommen ist, auf einem ihr mit dem Frachtbrief vorgelegten Frachtbriefdoppel zu beschein-igen.



Trotz wiederholter Anträge der wirtschaftlichen
Spitzenverbände, die handelsübliche V e r p a d u u g

als ausreichend anzuerkennen, ist diese Anschauung
im Gesetz nicht aufgenommen worden« Der Ab-
sender hat das Gut, soweit dessen Natur eine Ber-
packung erfordert, zum Schutz gegen Verlust oder
Minderung und gegen Beschädigung sowie zur Ver-
hütung einer Beschädigung von Personen, Be-
triebsmitteln oder anderen Gütern sicher zu ver-
packen. Jst der Absender diesen Vorschriften nicht
nachgekommeig so kann die Eisenbahn die Annahme
des Gutes ablehnen oder verlangen, daß der Ab-
sender im Frachtbrief das Fehlen oder die Mängel
der Verpackung anerkennt. Pflegt ein Absender
gleichartige, der Verpackung bedürftige Güter un-
verpackt oder mit den gleichen Mängeln der Ber-
packung bei derselben Güterverwaltung aufzugeben,
so kann er hierzu eine allgemeine Erklärung ab-
gehen. Der Frachtbrief muß hierauf einen Hin-
weis erhalten. Der Absender haftet für die Folgen
der im Frachtbrief anerkannten, fehlenden oder
mangelhaften Verpackung, sowie für äußerlich nicht
erkennbare Mängel. Er hat insbesondere auch der
Eisenbahn einen Schaden, der aus solchen Mängeln
entsteht, zu ersetzen. «

Über die Annahme der Fracht sind die
Bestimmungen eng an die bisherigen angelehnt
worden. Die Eisenbahn hat die Frachtberechnung
vorzunehmen, die nach dem am Tage der Ab-
fertigung geltenden Tarif die billigste Fracht ergibt.
Sind Fracht, Frachtzuschsläge, Nebengebühren und
sonstige Kosten unrichtig oder gar nicht erhoben
worden, so ist-der entsprechende Betrag zu erstatten
bezw. nachzuzahlen. Weist der Absender nach, daß
seine Angaben oder Erklärungen im Frachtbrief
auf Irrtum-beruhen, so kann die Rückzahlung der
dadurch erwachsenden Mehrfracht verlangt werden.

Wichtig sind die Bestimmungen über die Mi n -
derung, Beschädigung oder Verlust
des Gutes. Wird ein derartiger Fall entdeckt,
vermutet oder von den Verfügungsberechtigten be-
hauptet, so hat die Eisenbahn den Zustand, er-
forderlichenfalls auch das Gewicht des Gutes und
möglichst auch den Betrag des Schadens sowie die
Ursache und den Zeitpunkt der Minderung oder
Beschädigung ohne Verzug festzustellen. Hierzu
sind unbeteiligte Zeugen oder Sachverständige und,
wenn möglich, auch der Verfügungsberechtigte zu-
zuziehen. Die Eisenbahn haftet für den Schaden,
der in der Zeit von der Annahme zur Beförderung
bis zur Ablieferung entsteht, es sei denn, daß der
Schaden durch ein Verschulden oder eine nicht von
der Eisenbahn verschuldete Anweisung des Ver-
fügungsberechtigten, durch äußerlich nicht erkenn-
bare Mängel der Verpackung, durch die natürliche
Beschaffenheit des Gut-es, namentlich durch inneren
Verderb, Schwinden, gewöhnliche Leckage oder
durch höhere Gewalt verursacht ist. Ferner
haftet die Eisenbahn für den Schaden, der durch
die überschreitung der Lieferungsfrist entsteht, es
sei denn, daß die Überschreitung durch Umstände
herbeigeführt worden ist, die sie nicht abzuwenden
vermochte. Das Gesetz sieht auch verschiedene Be-
stimmung-en vor, in denen die Haftung der Eisen-
bahn beschränkt wird. Neu ist, daß bei Verlust,
Minderung oder Beschädigung die Entschädigung
sich nach dem Börsen- bezw. Marktpreis
zu richten hat, in Ermangelung beider nach dem
gemeinen Handels-wert oder dem gemeinen Wert
der Güter der gleichen Art und Beschaffenheit am
Versandort zum Zeitpunkt der Annahme der Be-
förderung unter Hinzuziehung dessen, was an
Fracht, Zöllen und sonstigen Kosten schon bezahlt
oder noch zu zahlen ist. Der Verfügungsberechtigte
kann das Gut ohne weiteren Nachweis als ver-

_ Ioren betrachten, wenn es nicht innerhalb
ein e s M onats nach Ablauf der Lieferfrist ab-
geliefert oder zur Abholung bereit gestellt worden
ist. Bei Uberschreitung der Liefer-
srist hat die Eisenbahn den nachgewiesenen
Schaden bis zur Höhe der Fracht zu ersetzen. Die
Von der Eisenbahn zu zahlenden Entschädigungs-
-beträge sind anf- Verlangen vom Tage des Ein-
(lange des Entschädigungsantrages mit 5 v.· ß. zu
verzinsen, Beträge unter 10 Stall für den Fracht-

brief werden jedoch nicht ver-zinst. Jst die Frucht
nebst den sonst auf dem Gute haftenden For-
derungen bezahlt und das Gut vom Empfänger
angenommen, so sind alle Ansprüche, von be-
stimmten Ausnahmen abgesehen, gegen die Eisen-
bahn aus dem Frachtvertrag erloschen. Die aus
dem Frachtvertrag sich ergebenden Ansprüche ver-
führen in ein em Jahre.

Die vorstehenden Ausführungen stellen nur
einen kleinen Abriß der umfangreichen Bestim-
mungen dar. Es ist wichtig, sich über den Inhalt
des Gesetzes noch näher zu informieren, denn erst
durch eine eingehende Kenntnis der Bestimmungen
ist es möglich, diese zum eigenen Vorteil ans-
zunutzen.

them-werte und Erbeitsschutzgesrtz
Von dipl. oec. Friedrich E b e lin g, Berlin.
* Das Arbeitsschutzgesetz, das fast 2 Jahre lang

im Sozialpolitischen Ausschuß des Vorl. Reichs-
wirtschaftsrates beraten wurde, hat nunmehr end-
lich dem Reichstag zugeleitet werden können. Das
Gesetz faßt die schon bestehenden, aber weit zer-
streuten Bestimmungen, vor allem die §§ 106,
120, 134 und 139 der Gewerbeordnung dazu die
bisher erlassenen Arbeitszeitverordnungen und
-gesetze zusammen, geht in vielen Punkten aber
darüber hinaus, sodaß mit einschneidenden Ver-
änderungen zu rechnen ist, wenn das Gesetz in
Kraft gesetzt wird. Wie die Gesetzgebung der
letzten 10 Jahre glaubt, die gesamte deutsche Wirt-
schaft in ein Schema pressen zu können, so nimmt
auch das Arbeitsschutzgesetz auf dsie Sonder-
stellung des Handwerks keinerlei
Rücksicht , obwohl die Handwerkervertreter im
Rieischswirtschaftsrat schon in den Jahren 1921/22
bei Beratung des -——— nicht in Kraft getreten-en —
Gesetzeutwurfes über die Arbeitszeit der gewerb-
lichen Arbeiter ausdrücklich auf die besonderen
Bedürfnisse des Handwerks hingewiesen haben.
Seitdem ist seitens der berufsstäudigen Organi-
sationen den zuständigen Behörden immer wieder
ein so beweiskräftiges Material zugeleitet werden,
daß man meinen könnte, die Erkenntnis der Un-
möglichkeit einer Schablonisierung der Handwerks-
betriebe müsse auch in die Amtsstuben des Reichs-
arbeitsministeriums eingezogen fein. Aber schein-
bar ist die Bürokratie zu schwerfällig, um einzu-
sehen, daß das Handwerk-, wie die «-Fran-kfurter
Zeitung« einmal schrieb, »unter die Räder
kommt, wenn man ihm den starren
Achtstundentag aufzwingt.« JmRegister
des Gesetzentwurses nebst amtlicher Begründung
ist nirgends etwas vom Handwerk zu finden, wie
auch im Text, abgesehen von Bäckereien, kein Wort
über Handwerksbetriebe enthalten ist.
Das Arbeitsschutzgesetz zerfällt in 7 Abschnitte,

von denen der zweite den wirklichen Arbeitsfchutz,
nämlich Betriebsgefahren, überraschend kurz be-
handelt. Der sechste Abschnitt regelt die Arbeits-
aufsicht nach den geltenden und, wie unter Hin-
weis auf die gewerkschaftlichen Maschtpläne in
dieser Richtung ausdrücklich festgestellt werden
muß, durchaus bewährten Bestimmungen Den
Hauptbestandteil des Gesetzes mit 40
von insgesamt 60 Paragraphen bilden die Ab-
schnitt-e 3——5 über die Arbeitszeit. Ich be-
schränke meine Ausführungen auf den dritten Ab
schnitt, da die beiden anderen über Sonntagsruhe
uiud Ladensehsluß an dieser Stelle nur geringes 
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Interesse finden Der wichtigste Teil des Gesetzes,
der alle Zweige des Handwerks angeht, sind die
§§ 8b bis 15 a und 25 bis 26. Zunächst aber sei
über das Anwendungsgebiet noch vorausgeschickt,
daß das Gesetz im Gegensatz zur Gewerbeordnung
die zwischen Betrieben mit mindestens 10 oder
mindestens 20 Arbeitnehmern einen Unterschied
machte, jede Beschäftigung fremder Personen,
nicht aber die von Familienangehörigen umfaßt.
Es werden also auch kleinste Handwerks-
betriebe von den Arbeitszeitvorschriften be-
troffen, die sich gerade in dieser Gruppe am
empfindlichsten aus-wirken werden.

Die Arbeitszeit wird durch das Gesetz auf
8 Stunden täglich oder 48 Stunden wöchentlich
festgesetzt. Das ist im Grunde nichts Neues.
Während aber die z. Zt. in Kraft befindlichen Vor-
schriften eine gewisse Bewegungsfreiheit im Falle
der erforderlichen Mehrarbeit lassen, umreißt das
Arbeitsschutzgesetz die Ausnahmen, in denen Mehr-
arbeit zugelassen ist, überaus scharf und schränkt
sie zudem auch hin-sichtlich ihrer Dauer derartig
ein, daß Handwerksbetriebe praktisch nichts damit
anzufangen wissen. Bleibt die Arbeitszeit der
Arbeiter an bestimmten Tagen regelmäßig
unter 8 Stunden, so kann iie nachgeholt werden,
aber nur in der gleichen Woche und nur je Tag
eine Stunde Ferner muß eine solche Regelung
vertrag-lich —- also durch Tarif- oder Einzel-
arbeitsvertrag —- festgesetzt fein. Das gleiche gilt
für einen regelmäßig ausgefallenen Tag, für den
die tägliche Arbeitszeit immerhin um 2 Stunden
verlängert werden darf. Diese Vereinbarung ist
aber an den Tarifv e rtrag oder in Ermange-
lung eines solchen an die Zustimmung der
Landesbehörde gebunden. Wenn die Ver-
hältnisse eine andere Arbeitszeiteinteilung er-
fordern, darf täglich bis zu 10 Stunden gearbeitet
werden, wodurch aber die gesetzliche Arbeitszeit
innerhalb von 2 Monaten (8 Wochen ä 48 Stunden
= 384 Stunden) nicht überschritten werden darf.
Auch dieser Ausgleich ist an die Voraussetzung
einer entsprechen-den Tarifvertragsregeslung oder
an die Genehmigung der Landesbehörde geknüpft.
Festtage, die gesetzlich anerkannt sind, dürfen nicht
nachgeholt-, andere dagegen bei Vereinbarung
durch Tarif- oder Arbeitsvertrag innerhalb von-
2 Wochen vor und 2 Wochen nach dem Fest durch
eine 10stündige Arbeitszeit ausgeglichen werden-
(1. Mail) Schließlich aber können, was sehr
wichtig ist, Ausfälle von Arbeitstagen durch außer-
gewöhnliche Ereignisse nachgearbeitet werden und
zwar 1 Tag im Laufe eines, mehrere Tage im
Laufe von drei Monaten. Werden durch solche
Ereignisse ganze Gewerbezweige betroffen, so be-
darf der Ausglieich einer diesbezüglichen Tarif-
vertragsregelung, im Einzelfalle genügt die Ar-
beitsordnung Dann sei noch die Saisonarbeit
erwähnt, die eben-falls bis zu 10 Stunden täglich
geleistet werden darf, solange sie im Jahre s-
durchschnitt doch wieder den Achtstundentag
inne hält. Eine derartige Regelung kann aber
nur durch den Tarifvertrag erfolgen.
Die hier dargestellten Abweichungen vom Acht-

stundentage sind keine Ausnahmen, die Mehr-
arbeit gestatten, sondern nur and-ere- Vserteilungen
der Arbeitszeit, ohne im Durchschnitt ein-es be-
stimmten längeren Zeitraumes an dem Prinzip
des Achtstundentages zu rühren. Aber auch der
zugelassene Ausgleich ist für das Handwerk durch-
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aus nnzulänglich Das gilt vor allein für die
Vorschriften, die die Rachholung ansgefallener Ar-
beitstage an eine tarifvertragliche Regelung
knüpfen. Eine solche wird in viel-en Fällen nicht
zu erzielen oder aber von beiden Teilen zwecks
Vermeidung von Zwistigkeiten, die das gute Vier-
hältnis mit der Gesellenschaft stören, unerwiinscht
fein. Die bessere Einsicht des einzelnen aber
würde sich einer entsprechenden Vorschrift der Ar-
beitsordnung sicherlich fügen. Ganz besonders be-
denklich sind die zuletzt genannten Bestimmungen,
die den Soiiderbedürfnissen der Handwerkszweige
mit Saisoncharakter, also dem Baiigewerbe ver-
wandter Betriebe, keines-falls Rechnung tragen.
Daher haben die Handwerksvertretiiiigen mit
Recht gefordert, statt der verschwommeiien Sätze
Saisonarbeitsnioiiate mit Bezeichnung des Ge-
w-,erbes für das sie gelten sollen, zu bestimmen,
in denen die zehnstündige Arbeitszeit gestattet ist.

Die schweren Strafvorschristeu sind dazu angetan,
von der Anwendung der versuchten Ausnahme-
stellung der Saisoiiarbeit dank der Unklarkeit der
Bestimwninngen kaum Gebrauch zu machen. Denn
schon Fahrlässigkeit wird bestraft!
Sehr wesentlich ist es, nnd als kleiner Vorzug

des Gesetzes zu begrüßen, daß wenigstens Vor-
bereitungs- und Ergänziingsarbeiten einzelner

Arbeitnehmer außerhalb der achtstündigen Arbeits-
zeit vorgenommen werden dürfen, sodaß während
der eigentlichen Arbeitszeit keine Kraft für solche
Dinge verloren zu gehen braucht. Für die ein-
zeln-en Vorbereitungsarbeiten sind verschiedene
Zeiten vorgeschrieben So ist z. B. für Arbeiten
an Heizungs- und Beleuchtungsanlagen eine zu-
sätzliche Arbeitszeit bis zu 2 Stunden statthaft
In Frage kommen wird diese Bestimmung z B
für Betriebe mit galvanischen Bädern, die ihre
Kessel vor Beginn der Arbeitszeit anheizen
müssen. Auch für notwendige Reparaturen an
·Maschinen oder Werkzeugen, die sich während des
regelmäßig-en Betriebes nicht ohne Unterbrechung
oder Störung des eigentlichen Produktions·vor-
gaiiges ausführen lassen, kann die Arbeitszeit um
2 Stunden verlängert werben. Für Reinigung
und Instandhasltusng der Betrisebsrä«um—e, Ma-
schinen usw. kann der Achtstundentan um
il Stunde überschritten werden« Das ist sehr
wichtig; denn wenn schon nur 8 Stunden ge-
arbeitet werden darf, wird man- in Zeiten drin-
gender Arbeit ohne Zweifel davon Gebrauch
machen, damit mit solchen Nebenarbeiten keine
Arbeitszeit vergeudet wird. Zu beachten ist aller-
dings, daß die Arbeit-en nur dann in der neunten
bezw. zehnten Stunde ausgeführt werden Dürfen,
wenn ihre Erledigung während der regulären Ar-
beitszeit Unterbrechung oder Störung
des lau-senden Betriebes verur-
sachen würde. Ausdrücklich muß nochmals
darauf hin-gewiesen werden, daß die anderweitige
Verteilung oder Nachholung versäu.mter—Arbeits-
stunden und ebenso die zuletzt geschilderten Fälle,
in denen der Achtstundentag um 1——2 Stunden
überschritten werden darf, keine Mehrarbeit
im Sinne des Gesetzes sind. Dafür kommt also
keinesfalls der Lohnzuschlag für
Mehrarbeit (überftunben) in Frage, von dem noch
zu sprechen sein wird.

Diese Mehrarbeit, die der Gesetzgeber der
deutschen Wirtschaft gestatten will, ist durchaus un-
genügend bemeffen. Sie darf wierktäglich
2 Stunden nicht überschreiten, sodaß also der
Höchstarbeitstag 10 Stunden beträgt.

 

  TELEFON G.M.B.H.

 

Außerdem aber, und das ist das Bedenklichste, ist
sie nur bis zu höchstens 60 Stunden im
Jahre zulässig, kann aber durch Tarifvertrag
bis auf 240 Stunden ausgedehnt werden. Dieses
geringe Zugeständnis verliert also noch dadurch er-
heblich an Wert, daß es an den Tarifvertrag ge-
bunden ist. Ein Arbeitgeberantrag im Reichs-
wirtschaftsrat, der für die Ausdehnung der Mehr-
arbeit auf 240 Stunden die Betriebsvereinbariing
als genügend forderte, verfiel bedaiierlicher Weise
der Ablehnung, ebenso aber auch vernünftig-er
Weise ein gewerkschaftlichier Antrag, der sogar die
60 Stunden jährlich der freien Verfügung des
Arbeitgebers entzogen wissen wollte. Besonders
für das Handwerk ist die Bindung der Mehrarbeit
an Tarifverträge unhaltbar-. Bekanntlich ist das
Handwerk an sich ta"riffr-eundlich, ja sogar Schritt-
niachser des Tarisvertragsgedankens gewesen, dessen
Anfänge schon in die Zeit der Ziinfte und Gilden
ziirückreichen. Andererseits aber sind zahlreiche
Betriebe nicht von Tarifverträgen erfaßt, be-
sonders nicht in klein-en Orten. Es scheint, als
will der Gesetzgeber die gesamte deutsch-e Wirtschaft
zwingen, von der Einrichtung des Tarifvertrages
Gebrauch zu machen. Anders ist es nicht zu ver-
stehen, wenn Unternehmen, die sich außerhalb der
Tarifverträge stell-eii, unter ein minderes Recht
fallen. Denn auch für sie soll die "Möglichkeit be-
stehen, die Mehrarbeit auf 240 Stunden jährlich
a·uszudehnsen, aber nur nach Anrufiisng und Ge-
nehmigung des Arbeitsaussichtsanites, das sie nur
bei Vorliegen wichtiger, über das
Einzelinteresse hinainsgehensder
Gründe zulassen darf.
Wenn der Unternehmer Mehrarbeit leisten läßt-

so ist er gezwungen, feinen Leuten mit Ausnahme
der Lehrlinge zu dem üblich-en Lohn einen Zu-
schlag zu zahlen. Damit dieser nicht zu niedrig
ausfällt, sagt der Gesetzgeber gleich, welche Höhe
er dafür für angemessen hält, nämlich 2 5 Pr o-
zent. Zwar sind abweichende Vereinbarungen,
also auch niedrigere, gültig. Durch die Festsetzung
von 25 Prozent aber wird dein Arbeitnehmer ge-
wissermaßen das moralische Recht gegeben, eine
entsprechende Forderung zu stellen, die nicht un-
verschämt, sondern «,,aiigeni-ess-en« ist. Bestehen
Streitigkeiten über die Höh-e des Zuschlags, so
wird auch das Arbeitsgericht sich ohne weiter-es
auf das Gesetz stütz-eii,-ohne den Verhältnissen im
Handwerk Rechnung zu tragen. Denn gerade im
Handwerk wird die Mehrarbeit z-. B. durch drin-
gende Reparatnren eine wesentliche Rolle spielen.
Wie die Preisverhältnisse liegen, ist bekannt.
Jeder mag sich selber frag-en, ob er die iim 25 v. H.
höhere Entlohnung dein Kunden auf die Rechnung
setzen kann, ohne sich der Gefahr ausziissetzen, die
der Verdacht der Kundschaft, in ihrer Notlage —-
eiiie solche liegt bei eiligen, unaufschisebbaren Re-
paratiireii immer vor —- überteuert zu sein, mit
sich bringt. "

Auch die vorgesehene Regelung der A r b eit s -
zeit für Iiige,ndliche, also vor allem
Lehrlinge, ist für das Handwerk untragbar.
Zunächst sei als Neuerung· benierkt,- daß der Ge-
setzgeber den Begriff ,,Iugendlichse« auf 18jährige
hinausschiebt, wobei aber solche bis zu 16 und die
zwischen 16 und 18 Jahren ver-schieden behandelt
werben. Die Arbeitszeit für die ersteren darf
nicht mehr als 48, oder unter Anrechnung der Be-
rufsschulstuiideii 52 Stunden, die der älteren bis
höchstens 58 Stunden betragen. Nur in Betrieben
mit nicht mehr als 4 Arbeitnehmern sind darüber
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hinaus noch 3 Stunden in der Woche für Anf-
räumungs«" und Reinigungsarbeiten zugelassen
Es ist völlig unverständlich, inwiefern der Gesetz-
geber glaubt, zwischen Handtverksbetrieben hin-
sichtlich des Lehrverhältnisses Unterschiede, und
noch dazu so willkürliche, zu machen. Ferner aber
ist bei all-er Anerkennung des Ingendlichenschutzes
die Einheitlichkeit des Betriebes unmöglich auf-
recht zu erhalten, wenn die Lehrlinge nicht in
der ganzen Betriebszeit anwesend sind. Schon die
Berufsschiilzeit wirkt überaus stören-d.

Schließlich sind noch ein-er Bestimmung im
Interesse der Handwerker schwerste Bedenken ent-
gegen zu bringen. Denn sie werden gezwungen,
eine Liste zu führen, in der unverzüg-
lich (!) die Mehrarbeit für den ein-
zelnen Arbeitnehmer nach Zeit und
Dauer eingetragen werden muß. Zu
all dem vielen Schr·eibkram, der dem Handwerker
im Laufe der letzten Jahre aufgepackt worden ist,
tritt also noch eine neue Verpflichtung Der Ge-
setzgeber sollte auch hierbei auf die besonderen Ver-
hältniss-e im Handwerk Rücksicht nehmen. Der
Meister, der tagsüber im Betriebe niitgearbeitet
hat, muß- nach Schluß der gewerblich-en Arbeitszeit
noch Kaufmann spielen. Nicht nur, daß er seine
Rechnungen auszuschreiben, Lohnilisteu und Bücher
zu führen nnd die unendlichen Steuerarbeiten zu
erledigen hat, muß er die Kundschaft besuchen und
Aiißenstände eiiikassiereii. Dazu kommt nun also
noch eine weit-ere, sofort zu erledigende Arbeit.
So gut man die kleineren Betriebe von den Bor-
schriften über Aushänge befreit hat, wäre es auch
angängig, indem Punkte Arbeitszeitlisteii eine
sMilderung eintreten zu lassen.
Am unangenehinsten von allen Bestimmungen

wird das Handwerk dadurch berührt, daß der Ge-
setzgeber zwar den Arbeitgeber bestraft, wenn er
feine Leute über das gesetzlich zugelassene Maß
arbeiten läßt, nicht aber verhindert, daß diese außer-
halb der Werkstätte für eigene Rechnung weiter-
arbeiten. Der Satz, der den Arbeitgeber mit
Strafe bedroht, wenn er nicht einem Arbeitnehmer,
der in mehreren Betrieben arbeitet, die schon vor-
her geleistete Arbeitszeit aiif den Achtstundentag
anrechnet, trifft nicht den Kern der Schwarz-
arbeit.- Diese liegt nur vor, wenn der Ar-
beitnehmer nach der Arbeitszeit
Arbeiten für eigene Rechnung aus-
übt. Hierzu haben die Handwerker im Reichs-
wirtschaftsrat eine Entschließung eingebracht, die
»die Einfügung entsprechen-der Bestimmungen
fordert, die« sich zur Unterbindung der selbstän-
digen Schwarzarbeit eignen. Unverständlicher
Weise haben sich die Gewerkschaften dem nicht ani-
geschlossen, obwohl sie behaupten, auch ihrerseits
ein Interesse an der Beseitigung des Mißstandes
zu haben. Wenn die Strafandrohung für selb-
ständige Schwarzarbeit diese auch nicht völlig aus
der Welt schaffen wird, so würde sie doch
wenigstens, besonders auf Auftraggeber wie Ge-
selleii angewandt, ihren Umfang einschränken.
Das Gesetz wird nach Ziisanimentritt des

Reichstages in Angriff genommen werden-. Bei
der Zusammensetzung des Parlamentes ist zu be-
fürchten, daß die Gewerkschaftsvertreter noch viel
Wasser in den jetzt schon stark verwässerten Wein
gießen werden. Um so beharrlicher müssen die
19 Abgeordneten, die das Handwerk in den Reichs-
tag eiitsandt hat, an der Beseitigung der hier an-
gedeuteten Gefahrenqiiellen festhalten, um Schlim-
meres zu verhüten.

 

l

   

lll

 

litt



Die iljauszinssteuerrrleirhteruug für
gewerblich gruntzte Bäume

Von Steueriyndikus
Dr. jur, et ker. pol. Brönuer, Berlin W. 9.

s- Auf Grund der letzten Verfügung des preu-
ßischen Finanzministers zur Hauszinssteuer sind
Uuklarheiteu darüber entstanden, unter welchen
Voraussetzungen die Ha u s z i n sst e u e r für g e-
werblich genutzte Räume gestundet und
niedergeschlagen wird. Vielfach besteht die Auf-
fassung, daß Stundung und Niederschlawgung bereits
verlangt werden können, wenn sich das Betriebs-
kapital unter 8 % verzinft hat. Dies ist jedoch nicht
der Fall, wie sich aus den folgenden Ausführungen
ergibt:

Die Hausziussteuer für gewerblich geuutzte
Raume wird gemäß § 9 Abs. 2 Ziffer 3 der preu-
ßischen Hauszinssteuewerorduuug gestundet und
uiedergeschlagen, wenn die ,,Räume durch Be-
triebseiuschräukung, ungünstigen Geschäftsgang
oder infolge schlechter Saison gegenüber der Vor-
kriesgszeit erheblich geringer ausgenutzt« werden.

Der betreffende Gewerbetreibende muß nach
dem Ministserialerlaß vom 16. 8. 1926 (K. V. 2
5843) den Nachweis erbringen,

a) daß die geringere Ausnutzung des gewerb-
lichen Raums erheblich ist,

b) daßsiedurchBetriebseinschränkung,
ungünstigen Geschäftsgang oder
infolge schlechter Saison verursacht ist,

c) daß die Entrichtung der Hauszinssteuer nach
Lage der Dinge eine unbillige Härte
bedeuten würde.

Eine Ausnutzung des gewerblichen Raums wird
als erheblich g eriugie r augeseheu, wenn sie

um mindestens K hinter der normalen Ausnutzung
zurückbleibt; die geringere Ausnutzung nmß
K Jahr bestanden haben. Der Gewerbetreibende
muß darlegen, wie der Geschäftsbetrieb normal
und wie er nunmehr arbeitet, so daß sich daraus
Maß und Ursache der geringeren Ausnutzung des
Raums ergibt. Amtliche Bescheiniguugen, insbe-
sondere über zahlenmäßige Angaben sollen in der
Regel beigefügt werden

Zu beachten ist, daß, wenn Gebäude infolge der »
Einstelluug des Betriebs m i u d e st en s 1 Jahr
lang nicht benutzt worden sind, Erlaß der
Grundvermögenssteuer eintritt, der
einen entsprechenden Erlaß der Hausziussteuer
ohne weiteres nach sich zieht. (Ein Erlaß von
Grundvermögensfteuer wird darüber hinaus unter
Umständen auch in Frage kommen, wenn sich be-
foudere Härten ergeben, auch wenn es sich um eine
nur teilweise Stillegung und für kürzere Zeit ge-
handelt hat.) Sind im übrigen infolge einer Be-
triebseinschränlung ganze Gebäude seit länger als
K Jahr völlig ungenutzt, so wird die auf den un-
genutzten Teil entfallende Hausziussteuer zunächst
bis zum Schluß des Rechnungsjhares in Höhe von
50 v. H. ohne weiteres gestundet
Die Frage (vgl. oben e), ob die Einziehung der

sSteuer eine unbillige Härte bedeutet, soll
nach sorgfältiger Prüfung der gesamten wirtschaft-
lichen und persönlichen Verhältnisse des Gewerbe-
treibenden am Schluß des Geschäftsjahres ent-
schieden werden. Eine unbillige Härte wird regel-
mäßig angenommen, wenn im letzten Geschäfts-
jahr kein Gewinn erzielt worden und dement-
spVechend keine Einkommensteuer erhoben worden 

ist und die Verhältnisse im laufenden Geschäfts-
jahr die gleichen geblieben find. Eine unbillige
Härte soll andererseits nach der neuen Verfügung
nicht gegeben fein, wenn trotz der erheblich ge-
ringeren Ausnutzung der Räume eine Ver-
zinsung von mehr als 8 v. H. (bisher
5 v. H.) des nach dem Reichsbewertungsgesetz zu-
letzt festgestellten Betriebsvermbgen im letzten
Jahre erzielt worden ist. Jst dagegen mit hier-
nach unter normalem Gewinn ge-
arbeitet, so wird auch nur ein entsprechender Teil
der Hauszinssteuer gestundet. Bei der Prüfung
wird von den Bilanzen bezw. den letzten Ver-
anlagungsbescheiden für die Einkommen- und Ver-
mögenssteuer ausgegangen
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Julius Sckeyde
Kom'mandit — Gesellschaft

BRESLAU 1
Ohlauer Straße 21-23

Gegründet im Jahre 1872   
Auch in dem Erlaß vom 10. 3. 1928 (K. V. 2

1200) hat der Finanzminister darauf hingewiesen,
daß die ,,gesamten wirtschaftlichen und persönlichen
Verhältnisse des Nutzungsberechtigten« besonders
sorgfältig zu prüfen sind. Es ist nicht angängig,
wie es ins der Verfügung heißt, daß »der Staat auf
Steuserforsderungen verzichtet, solange nicht der
Steuerschuldner durch Einschränkung fein-er persön-
lichen usw. Bedürfnisse bemüht ist, den geschwächten
Betrieb zu entlasten.« (Ein Satz, der von den
Grundsteuerausschiissen gern wiedergegeben wir-d!)
Wann dies bei einer Handwerksgesellschaft zutrifft,
hat der Finanzminister in einem Schreiben an den
Hansabund ausgeführt. Es heißt hier, daß bei
einer G. m. b. H. das Privatvermögen der Gesell-
schafter nicht von Bedeutung sein kann, Viel-mehr
die Prüfung der wirtschaftlichen und persönlichen
Verhältnisse der Gesellschafter daraufhin zu be-
schränken ist, ob sie sich bei ihren Entnahmen aus
dem Betrieb die Einschränkung auferlegt haben,
die der not-lei-dende Betrieb erfordert.

In der Praxis erfolgt die Stundung und Nieder-
schlaguug der Hauszinssteuer bei gewerblich ge- 
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nutzten Räumen nach dem Gesagten in folgender
Weise-

Zunächst wird die Hauszinssteuer unter den an-
gegebenen Voraussetzungen bis nach Vorlage der
Veranlagungsbescheide für das Rechnungsjahr 1928
bis zu 50 V. H. gestundet, sofern die gegenwärtige
Geschäftslage nicht eine wesentliche Besserung
gegenüber dem Vorjahre ergibt. Die Nieder-
schlagung erfolgt dann nach Vorlage des Ein-
kommen- und Vermögensteuerbescheids Ende des
Rechnungsjahrs 1928.

Sind zum Beispiel die Geschäftsrämne eines Ge-

werbetreibenden infolge ungünstigen Geschäfts-
gangs nur zu ’ls ausgenutzt, so wird die Hauszius-

steuer für die gesamten Räume, wenn im Ge-
schäftsjahr-e 1927 mit Verlust gearbeitet ist, in

Höhe von 60 v. H. nied«ergeschlagen. Hat sich das

auf den 1. 1. 1927 festgestellte Betriebsvermögen

im vergangenen Jahre mit 4 v. H. verzinst, hat
also der Gewinn z. B. bei einem Vetriebsvermögen
von 30000 R-» 2700 Ratt betragen (die ersten
1500 R-» bleiben außer Betracht), so gelangt die
Hauszinssteuer in Höhe von 30 v. H. zur Nieder-

schlaigung Eine Verzinsung von 8 v. H. würde
einer Stundung und Niederschlagung entgegen-

stehen.

Wie bereits erwähnt, soll nach dem ministeriellen

Erlaß zunächst nur eine Stundung der Hauszins-

steuer in Höhe der Hälfte dieser Prozentsätze er-
folgen, bis das Geschäftsergebnis 1927 feststeht.

Bemerkt sei noch, daß nach einem Erlaß des
preußischen Finanzministeriums vom 2. 6. 1928
(K. V. 2. 15-24. II.) eine Anwendung der Vorschrift
für Geschäftsräume, die erst n a ch Aufhebung
der Zwangswirtschaft für gewerbliche
Zw ecke gemietet sind, nicht in Frage kommen
sollen. In solchen Fällen soll es den Mietern
überlassen bleiben, entweder im Wege der freien
Vereinbarung mit dem Vermieter eine Herab-
setzung des ausbedungenen Mietpreises zu er-
streben, oder aber den Geschäftsbetrieb in Räume
mit einer entsprechend geringeren Miete zu ver-
legen. Heroorzuheben ist, daß dieser Erlaß sich nur
auf solche Geschäftsräume bezieht, die völlig aus
der Zwangswirtschaft herausgenommen find. So-

_ weit aber noch auf Geschäftsräume die Vorschriften
des Reichsinietsengesetzes und des Mieterschutzge-
setzes Anwendung finden, besteht weiter die Mög-
lichkeit, bei Vorliegen der gesetzlichen Voraus-
setzungen die Stundung und Niederschlagung der
Hauszinssteuer zu erwirken, selbst wenn die Räume
erst nach dem 1. Dezember 1926 gemietet sind.

Vordrucke werden im allgemeinen bei den Ge-

meindebehörden erhältlich sein und den Grund-
stückseiigentümern bezw. gewerblichen Mietern zur

Verfügung gestellt. In dem Erlaß vom 10. 3.
1928 weist der preußische Finanzminister auch auf
die Möglichkeit hin, Stundung der Hauszinssteuer

für gewerbliche Räume zu beantragen, wenn glaub-
haft gemacht werden kann, daß »die zur Be-
gleichung der Steuern erforderlichen Mittel nicht

flüssig gemacht werden können und daß die Ver-
äußerung von Gegenständen, die dem Betriebe ge-
widmet sind, entweder die Aufrechterhaltung des
Betriebs gefährden würde oder nur zu Preisen er-

folgen könnte, die dem Steuerpflichtigeu billiger-

weise nicht zugemutet werden können«.
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Bekanntmachungen

Regierung zu Breslau
Bekanntmachnng betreffend Regelung der

Arbeitszeit in Pnßniachereien an den Vor-

abenden der Sonn- und Festtage.

* Auf Grund der Ziffer VII Abs. 3 der An-
ordnung über, die Regelung der Arbeitszeit
gewerblicher Arbeiter vom 23. 11. 1918 (R.G.Bl. I,
S.1334) / 17. 12. 1918 (R.G.Vl. 1.-S. 1436) in
Verbindung mit §§ 1, 14 Abs. 2 und 15 Abs. 2
der Verordnung über die Arbeitszeit in der
Fassung des Gesetzes vom 14. April 1927 (R.G.Bl.
I, S. 110) genehmige ich hierdurch widerruflich,
daß in den Werkstätten des Putzmachereigewerbes
des Regierungsbezirks Breslau, in der- Zeit
vom 15. Februar bis einschließlich Pfingst-
sonnabend, vom 25. August bis 10. November
sowie an den beiden letzten Sonnabenden vor
dem 24. Dezember jeden Jahres

Arbeiterinnen über 16Jabre
an den Vorabenden der Sonn- und Festtage
bis 19 Uhr unter folgenden Bedingungen
beschäftigt werden dürfen:
1.Die Arbeitszeit darf an diesen Tagen die

Dauer von 8 Stunden nicht überschreiten und
ist durch eine mindestens einftiindige Pause zu
unterbrechen.

2. Soweit als möglich ist dafür zu sorgen, daß
die an den Vorabenden der Sonn- und Fest-
tage nach 17 Uhr beschäftigten Arbeiterinnen
wechseln.

3. Jede Arbeiterin, die an dem Vorabend eines
Sonn- oder Festtages ans Grund dieser Ge-
nehmigung mit überarbeit beschäftigt wird, ist
an einem anderen Werktage derselben oder der

folgenden Woche um 17 Uhr von ieder Arbeit
freizulassem

4. Es ist ein Verzeichnis zu siihren,in das die
Namen der an den Vorabenden der Sonn- oder
Festtage nach 17 Uhr Beschäftigten und die diesen
gemäß Ziffer 3 gewährten freien Nachmittage
einzutragen sind. Das Verzeichnis ist in der
Werkstatt anszuhängen und in lesbarem Zu-
stande zu erhalten. ,

5. In jedem Betriebe. der von dieser Ge-
nehmigung Gebrauch macht, ist ein Abdruck oder
eine Abschrift der Genehmigung sichtbar auszu-
hängen. ·

6. Der zuständige Gewerberat ist berechtigt. für
solche Betriebe, welche die Grenzen und Bedin-
gungen dieser Genehmigung nicht einhalten. oder

in denen durch Anwendung der Genehmigung

Unzuträglichkeiten entstehen, diese Ausnahme-
genehmigung zeitweise oder dauernd zurück-
zuziehen. (I. 24. XVI. Nr. 5012.)

Breslau, den 7. August 1928.
Der Regierungspräsident.

 

 

Obige Bekanntmachung bringen wir zur gefl.

Kenntnisnahme.
Die Handwerkskarnmer.

(geöL) A. Br e t t s ch n e i d e r. Präsident.
sgez.) Dr. Dr. S to b r a w a , Syndikus i. V.
 

i Die Gewerbeförderungsstelle
bei der Handwerkgkammer zu Ver-lau

hat in Verbindung mit dem Forschungsinftitut
für rationelle Betriebsfiihrnuq im Handwerk nun-
mehr ihre Tätigkeit aufgenommen und steht allen
Handwerkern und Gewerbetreibenden Schlesiens
für die Durchführung von betriebswirtschaft-
lichen Untersuchungen in allen Arten handwerk-
licher Betriebe zur Verfügung.
Auf Wunsch werden vergleichewde Versuche mit

Rohstofsen nnd Materialien, Arbeitsgeräten und
Maschinen durchgeführt, Betriebseinrichtungen
und Arbeitsmethoden auf ihre Wirtschaftlichkeit
geprüft und Verbesserungsnorfchläue ausge-
arbeitet. 2
Auch kaufmännische Fragen in bezug auf Kal-

kulation, Rechnungswesen, Buchhaltung, Selbst-
kostenwefem Lagerhaltung, Reklamewesen usw.
werden behandelt. .

Wer also eine Umftellung feines Betriebes vor
hat und sich dabei in technischer und organisatori-
scher Hinsicht beraten lassen will, wende sich an die
Hundwerkskamuier Vreslam ”t. V (man
sördernngsftellei. Breslau ll, Blum-finde 8
isernsprecher 561 51).

Gewerbe für den Stadt· u. Landkreis Breslau

von Hindenburg am 18. September 1928, abends
7 Uhr, ist beabsichtigt, daß das gesamte Hand-
werk Spalier bildet» Wir bitten unsere Mit-
glizdeåz sich recht zahlreich daran zu beteiligen
un
zu melden. Standort wird noch bekannt gegeben.

JlMllllllUlllllllliliiiiilllliiiillllllilllilllllllllIliliilllliillililiiiiiiWilliliiiiiiilistMiit "E

= Empfang - _
des Herrn Reichsbuisiventen

* Am 18. d. M. trifft Herr Reichs-
präsident v. Hindenburg in Breslau ein.
Unsere Obermeisterversammlung hat ein-
stimmig die Teilnahme der Breglauer
Jnnungen an dem Empfang beschlossen-
und wir bitten daher alle Handwerker,
sich geschlossen an der Spalierbildung zu·
beteiligen. Jn der nächsten Nummer
werden wir noch alles Nähere mitteilen.

Breslau, den 6. September 1928

Jnnungsaussrhuß zu Breslau
Jof. Unterberger, W. Baranek,

Vorsitzenden Syndiku5.
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f Schlesische Meisterkurse zu Breslau

Geeignete Vorbereitungsmöglichkeit iiir die
Meisterpriifnng.

Verzeichnis der Kurfe 1928/29.
Tages-Wurst mit ganztägigem Unterricht:
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Damenschneiderinnen . . vom 4. 2. - 2. 3.
Damenschneiderinnen, .
Oberkutsus e o O l. J I 4. 3. I 30. 3.

Elektroinstallateure . . » - 4. 2. ‑ 16. 3.
Gas- u. Wasserinstallateure - 4. 2. - 30. 3.
Herrenfchneider . . . ·. . ‑ 7. 1. - 2. 2.
6errenfdmeiber. Oberkursns - 8.10. - 3.11.
Riemwet o o o o o o e U 4. 2. - 2. 8.

Maler 0 I r o o ‚o g“ . I 5.11. . 1.12.

Maler o I I 0 o 9 I g . 7o 1. · 2. 2.

Maler o i I e o s I ö I 4. 2. « 2. 3.

Schlosser o o e e o e· o « 26. 11. I 22i 12.

Schuhmacher 's e o o o a « 7. 1. I 2. 2.

Steinmetze . . . .- . . - 26.11. - 22.12.
Tischler o I o o. o o o s « 5.11. I 1.12.

Tischler o I O . . o o e « 7. 10 « 20 2.

Abend-Knrse

an 2 bis 3 Wochenabenden von 18 bis 21 Uhr:

Halbiahrs-Kurse von Anfang Oktober bis Ende
März für Buchdrucken Elektroinstallateure,
Schuhmacher und Tischler.

Vierteljahrs-Kurfe« Oktober-Dezember und
JanuarlMärz für Herrenschneider und Damen-
schneidet-innen

Die Anmeldungen müssen spätestens L14 Tage
vor Beginn des betreffenden Kurfes an die
Kursusleitung eingereicht fein. Später eingehende
Meldungen können in der Regel nicht mehr be-
rücksichtigt werben. Grundsätze und Lehrpläne
der einzelnen Kurie, sowie Vordrueke für An-
meldungen werden auf Wunsch zugestelltvon der
Leitung der Schlefischen Meisterkurse. Breslau 8,
Klosterstraßse 19. Mündliche Auskunft von 10—13
Und 17—18 Uhr.

Jnnnngsausschuß zu Breslau
l Sprechftnnden

* Jeden Montag, uachmittags von 4——6 Uhr. in
unserem Büro. Elisabethftraße 2. kostenlos e
Beratung '

a) inStenersachen.
b) in Buchführung-
e) im Versicherungswesen.
d) in Rechtsangelegenheiten.

Vreslnin den 7. Juli 1928.

Innnngsansschuß zu Breslan.

Jos.Unterberger. W.Baranek.
Vorsitzenden Syndikns.

Zwangsknnung für das Damenschneidereis

* Am Empfang des Herrn Reichspräsidenten

ch im Jnnungsbiim Höfchenstraße 17 II. 

Tapezierers und DekorateursswanggiJnnung
zu Breslau .

* Am Donnerstag, den 13. September er»
abends 6 Uhr, im Bürgergartem Monats-
versammlung.
Tagesordnung: Punkt 1: Bericht der

Delegierten vom Bundestag in Leipzig. Punkt 2;
Besprechung betr. Beteiligung an dem Empfang
des Ehrenmeisters des deutschen Handwerks, des
Reichspräsidenten Hindenburg. in Bres-lau.
Punkt 3: Iahrbuch, Verschiedenes

Der Vorstand. Otto Ulke. Obermeister.
—-—

* Unser lieber Kollege und Ehrenmitglied der
Innung. Herr Tapeziermeister Paul Stritzke,
konnt-e am 29. August feinen 75. Geburtstag in
überaus körperlicher und geistiger Frische be-
gehen. Wir wünschen diesem unserem lieben
Kollegen, welcher jahrelang dem Innungs-
vorstand angehört und jederzeit die Interessen
der Innung mit großem Eifer verfolgt hat« für
feinen ferneren Lebensabend das Beste, was
man nur einem lieben Menschen-sreunde und
Kollegen wünschen kann. Möge es ihm vergönnt
sein, noch viele Jahre in Gesundheit und Wohl-
ergehen zu seiner Mitmenschen Wohl zu wirken.
Am gleichen Tage konnte unser bewährter

Kollege und Schriftsührer, Herr Tapeziermeister
Paul Schlolaut, mit feiner lieben Gattin das
Fest der silbernen Hochzeit begeben. Die Tape-
zierer- und Dekorateur-Zwangsinnung wünscht
im Namen des Vorstandes, daß unser lieber Kol-
lege noch lange Jahre in bisheriger geistiger
Frische und Gesundheit feiner lieben Familie
und der Innung erhalten bleibt. damit es ihm
vergönnt ist. auch noch das Fest der goldenen
Hochzeit zu begeben.

Der Vorstand. Otto U l k e, Obermeister.

Seiler-ZwangS-Jnnung fiir den Reg.-Bez.
Breslau

* Am 14. bis 16. September d. Js. findet in
Breslau, im Terrassensaal der Iahrhundertballe,
der 88. Berbandstag des Reichsverbandes deut-
scher Seiler und Reepschläger E. V» verbunden
mit einer Seilerei-Fachausstellung statt. Sämt-
liche Mitglieder werden dazu sreundlichst ein-
geladen. . -

Der Vorstand. I. A.: G o l B = Guhran.

Vorläufige Tagesordnung:

.. Punkt 1: Eröffnung des Verbandstages (Vor-
sitzender E. Lohse, Neukölln). Punkt 2: Geschäfts-
bericht iSchriftführer Richard Schoch, Berlin).
Punkt 3: Feststellung der Anwesenheitsliste und
der Stimmberechtigten. Wahl der Stimmen-
zahler. Punkt 4: Kasseubericht (E. Klischcz,
Berlin). Punkt 5: Bericht der Kassenprüfer.
Punkt 6:» Die neuen Verkaufsbedingungen für
Hansfabrikate und der Bindegarnhandel (H.
Hentschke, Schwie-bus). Punkt 7: Handwerk und
Technik iVortrag des Herrn Prof. E. Mann,
Sorau). Punkt 8: Organisationsfragen. Punkt 9:
Beitrag und Haushaltungsplan. Punkt 10: Acht-
stundentag, Preisfchleuderei und Steuersachver-
standige im Seilerhandwerk (Ref-erent: Richard
Duch, Kottbus). Punkt 11: Das Handwerk als
Unternehmen» Vortrag unseres Syndsikus Dr.
Heinzig, Berlin. Punkt 12: Lichtbildervortrag
über elektrische Seilerbahnen und Elektro-
Spinnmaschmen (Siemens-Schuckertwerke A.-G.).·
Punkt 1.3: Aussprache über die Fachausstellung
Punkt 14: Vierschiedenes und Austausch geschäft-
licher Erfahrungen Punkt 15: Neuwahl des
Vorstandes. Punkt 16: Beschluß über Ort und
Zeit des nächsten Verbandstages.

23l)otograpben=3mangs=5nnnng Mittel-
-- schlesien (Breslau)
* Auf Antrag der Innung hat der Herr Re-

 

 

gierungspräsident folgende Anordnung für die
Kommunion-Sonntage erlassen:

Hiermit genehmige ich, daß am S o n n t a g-
den 23., und Son ntag, den 30. Sep-
temb er d. Js. im Stadtkreise Breslau im
Photographengewerbe von Inhabern oder
seinen Familienangehörigen ein Gewerbe-
betrieb in der Zeit von 10 bis 16 Uhr
ausgeübt werden darf. Die Bestimmung im
Abschnitt II meiner Anordnung vom 11. 3. 1925
betr. Sonntagsruhe im Photographengewerbe
tRegierungssAmtsblatt S. 109) tritt hiernach
für diese beiden Tage außer Kraft.
Ich bitte die Mitglieder des Staditkreises Bres-

Ion. hiervon Kenntnis nehmen zu wollen. Im Auftrage: Der Vorstand. G. Fi s ch e r, Obermeister.



Verband selbständiger Konditoren und
Pfefferkiithler Schlesiens E. B.

e Wir nehmen auch auf diesem Wege Gelegen-
mit, auf den 8. Verbandstag selbständiger Kon-
ditoren und Pfeiferküchler Schlefiens, der in der

Zeit vom 10. bis 12. September d. Js. in Bres-
lau ftattfindet, hinzuweisen. Gleichzeitig mit dem

Verbandstage feiert die Konditoren- und Pfeffer-
kükhler-Zwangsiunung zu Breslau ihr 75. Stif-

tungsfest.
Dieses Doppelereignis berechtigt uns zu der

Hoffnung, daß alle unsere Kollegen, sowie die
uns nahestehenden Gäste, unserer Einladung, die
wir hiermit herzlich wiederholen, Folge leisten
werden. Das Programm ist aus unserem Fest-
nach, welches vom 1. September ab im Jnnungs-
büro, Telegraphenftraße 3 Sths., zu haben ist.
ersichtlich.
Wir bitten namentlich die Herren Kollegen,

uns die Teilnahme baldmöglichst im Interesse
einer glatten Abwicklung der Vorbereitungen für
den Festabend mitzuteilen.
Verband selbständiger Konditoren und Pfeffer-

küchler Schlefiens E. V.

E.Müller, DrKotulla,
Vorsitzenden - Syndsikus

deekkechmkd des Kreises Music-h- und
Trachenberg

i· Der neugewählte Vorstand setzt sich aus fol-
genden Herren zusammen: Bäckermeiister Fritz
Schikore-Sulau, 1. Vorsitzenden Tischlermeister
Fr. Saporg-Sulau, Schriftführer; Tischlermeister
Karl Becker-Sulau, Kassierer; Schu wucher-
meifter Richard Hoffmann-Pransnitz. eisiger;
Bäckermeister Karl Reichelt-Prausnitz, Beifttzerx
Friseurmeifter Alfred Launer - Trachenberg,
2. Vorsitzenden Schuhmachermeifter Sinnofski-
Trachenberg. Beisitzer; Wiagnermeifter Schwan-
beck-Frevhan, BeifitzerJ Kaufmann Schawenke-
Frenham Beisitzer.

Arbeitsgemeinschast
Bier-lauer Handwerksmeisters-ihne»

* Einladuna zur Vollverfammluug der Ar-
beitsaemeinsichaft Breslauer Handwerksmeister-
sölme am 11. September im Kafino, Neue Gasse,
großer Saal. Beginn 20 Uhr.

Punkt 1: Berichte über »die Tätigkeit» der
A.B.H.S. und einiger Fachvereme

Referat über: »Junghandwerkersbewe-
auna in Gegenwart und Zukunft-J ge-
halten vom 1. Vors. der Fachveremig
Breslauer Bäckermeisterföhne Erwm
Dietfche.

Diskussion.
Lichtbildervortrag über .‚ das Thema:
»R·ationelle Betriebsfuhrung im
Handwerk-« von Herrn Dipl.-Ing.
Flacker. » «

Das Breslauer Handwerk nt herzlich hierzu

- 2:

 

eingeladen.
A.B.H.S.

E.Butte. 1.Vors. Kurt Rogoll. Schriitführek

Ausschreibnngen
* Die Ausführung des Brauchwafferkanals

aus der Südieite der Ofener Straße zwischen
dem Vumpwerk Tschanscb »und dem Grundstück 12
an der Oblauer Kunststraße in Klein-Dichansch
iollwergeben werden.
Die Bedingungen liegen im Büro der Kavali-

sationswerke, Wallstraße 111, aus. Sie können
auch. soweit der Vorrat reicht, gegen Zahlung
von 1,— 2)th bezogen werden.

Die Angebote sind bis _
Freitag, den 14. September 1928,

9 r, _
an das genannte Biiro einznreichen.

Breslan, 31. August 1928.

Die c- Istbaudeputation

* Die Ausführung von rund 340 m Privat-
kanälen in Zimpel Ost, am Häher- und Pirol-
weg. für die Blocks 93, 94 und 99 (Los I) soll
vergeben werden. » . ·
Die Bedingungen liegen im Büro der K-anali-

sationswerke. Wallstraße 111, aus. Sie können
auch. soweit der Vorrat reicht, gegen Zahlung
von 1,— 9th bezogen werden.
Die Angebote sind bis _
reitag, den 14. September 1928,

9 Uhr,
an das genannte Büro einzureichen.
Breslau, den 3. September 1928.

Die Stadtbaudeputation  

* Die Ausführung von Kupferarbeiten (Dächer,
Rinnen usw.) an den Kuppeln des Ausftellungs-
gebäudes in Scheitnig foll öffentlich verdungen
werden.

Die Bedingungen usw. liegen im Hochbauamt 2,
Blücherplgtz 16 lAlte Börse), lII., Zimmer
Nr. 174, von

Montag, den 10. September 1928,
ab zur Einsicht aus und können auch. soweit der
Vorrat reicht, gegen Erftattung der Selbftkosten
von diesem bezogen werden.

Verschlossene, mit dem Namen des Unter-
nehmers und vorfchriftsmäßiger Ausschrsift ver-
{ebene Angebote sind bis
Mittwoch. den 19. September 1928,

vormittags 9% Uhr,

ebenda abzugeben, woselbst auch die Eröffnung
der Angebote zur angegebenen Stunde in Gegen-
wart der Bieter erfolgt.

Breslau, den 4. September 1928.

Die Stadtbau-deputation.

* Die Ausführung von Kupferdacharbeiten auf
dem Sparkaffengebäude am Roßmarkt soll
öffentlich verdungen werden.

Die Bedingungen usw. liegen im Hochbauamt 2,
Blücherplatz 16 CAIte Börse), 111., Zimmer
Nr. 174, von

Montag, den 10. September 1928,
ab zur Einsichtaus und können auch, soweit der
Vorrat reicht, gegen Erftattung der Selbstkoften
von diesem bezogen werden.

Verschlossene, mit dem Namen des Unter-
nehmers und vorschriftsmäßiger Aufschrift ver-
sehene Angebote sind bis
Mittwoch. den 19. September 1928,

vormittags 10Uhr,

ebenda abzugeben, woselbst auch die Eröffnung
der Angebote zur angegebenen Stunde in Gegen-
wart der Bieter erfolgt.

Breslau, den 4. September 1928.
Die Stadtbaudeputation.
 

Gandwertnwyersorgungim Alter
Ein Vorschlag zn ihrer Regelung

Von Ehrenobermeister Wilhelm Kniest,

M. d. Pr. L., Kassel.

* Es ist anzuerkennen, daß der heutige Staat be-
müht ist, möglichst weite Kreise unseres Volkes bei
Krankheit, Alter, Erwerbslosigkeit usw. vor
äußerster Not zu schützen. Diese Fürsorge ist um
so mehr geboten, weil durch die lange Kriegszeit
viel Not und Unterernährung entstanden ist, und
nur ein kräftiges Volk den Wettbewerb mit anderen
Völkern aufnehmen kann.

Ein-e Ausnahme in dieser sozialen Fürsorge
macht nur der gewerbliche selbständige Mittel-
sta n d , und hier insbesondere das Ha nd w e r k.
Inn weiß ich, daß Bestrebungen im Gange sind,

s

selbständige Handwerk bis zu einem gewissen
Einkommen, den staatlichen Versicherung-san-
stalten z w a ng s we i se anzugliedern,

wie Ortskrankenkassen, Alters- und Invaliden-
versicherung usw. Dem widerspricht das
Handwerk; weil sdie Handwerker wissen, daß dieses
nicht etwa aus Liebe zum Handwerk geschieht; weil
auch bei der Art der Zusammensetzung der Vor-
stände in den staatlichen Versicherungsan-stalten,
das Handwerk wenig oder gar nichts zu
sag e n hätte, « ·

Nun gibt es in jedem Handwerkerzjweig einen
kleinen Teil der Verusskollegen, welche sich im Ver-
hältnis gut stehen; sie haben, durch verschiedene
Umstände verursacht, ein Einkommen, das sie vor
Not im Alter schützt. Aber das sind doch nur ver-
schwindend wenige. Die große Mehrheit
des Handwerks hat keinen leichten
Stand, die Unkosten im Betrieb
zehren alles auf, die Ansprüche der Be-
hörden, auch des Publikums werden größer, die
Konkurrenz der Großbetriebe, der Genossenschaften
immer vielseitiger. Hian kommt, und dasselbe
trifft auch für den Einzeihändler an, daß in der  
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Jnflationszeit der Gesetzgeber durch seine eigen-
artigen Gefetze Vorräte, Betriebskapital und Er-
sparnisse genommen hat. Wer keine Ausland-?-
lieferungen hatte, und solche Lieferungen kommen
beim kleinen Gewerbeteibenden wohl kaum vor,
mußte sehen, wie alles, was zu seinem Geschäft ge-
hörte, jeden Wg weniger wurde. Gewiß haben
andere ihr Vermögen auch verloren, aber viele
haben doch wieder ein festes Einkommen, mit einer
Sicherung für ihr Alter. Aus all diesen Gründen
hätte die Regierung eine Pflicht, hier helfend ein-
angreifen, denn sie hat das Erbe des alten Staates
angetr-eten. Frage ist nur wie. Vielleicht ist
folgender Vorschlag zu erwägen:

Das Handwerk hat sich unter Leitung tüchtiger
Fachleute, im Bewußtsein, daß die Selbst-
hilfe immer noch der beste Weg ist,
Krankenkassenil verbunden mit
Sterbe-- u. Altersversicherungen,
ges cha ffe u , welche im allgemeinen be-«
trachtet, ganz gut funktionieren Sie haben nur
den einen Fehler, daß sie auf f r e i willig e m
Beitritt beruhen, weshalb von den 1 300 000
selbständigen Handwerksmeistern nur ein Bruch-
teil erfaßt ist. Ich glaube, wen-u hier der Staat
eingreifen würde, d aß all d i e Han d s.
werker bis zu einem Einkommen
vielleicht von 6000 Mark diesen
Kassen beitreten müßten, genügend
Mittel einkommen würden, dem Handwerker bei
Krankheit und Alter eine bescheiden-e R e n te
zu geben.

Jeder, der an einer gewissen fiihrenden Stelle
des Handwerks steht, weiß, daß es o h n e Z w a n g
nicht geh t. Der Handwerker muß schon so
viele Beiträge leisten, aber immer für andere, so
daß auch für ihn selbst etwas noch übrig bleiben
muß. Das ist die ständige Klage im Handwerk,
daß sie immer zu bezahlen hätten, nur für sie selbst
geschehe nichts.

Es darf ja die Hoffnung auf bessere Zeiten nicht
aufgegeben werden, aber sicher ist anzunehmen, daß
diese noch in weiter Ferne liegen oder es müßte
ein Wunder geschehen, und diese find selten. M it
Sorgen denken alle verantwor-
tungsvolleu Menschen in Deutsch-
land an die am 1. September d. J. be-
ginnenden vollen Reparationszah-
lungen von 2% Milliarden nur, dazu
immer wieder an das einzige Kunst-
stück zur Gewinnung größerer Gin-
nahmen — Preiserhöhung. Von all
diesem wird das Handwerk nicht verschont bleiben;
deshalb möge sich die Reichs- und Staatsregierung
einmal eingehend mit der wirtschaftlichen und
sozialen Lage des Handwerks befassen; in der Er-
klärung der Reichsregieruug sind die Hoffnungen
erweckt.

Zur Qtchttgstellungi
* Auf die vielen in den Tages- und Wochen-

zeitungen Breslaus erschienenen Artikel, in denen
zum Ausdruck gebracht war, daß sich die Mieter-

vertreter im Stadtparlament bei den Abstim-

munsgen teilen würden, nnd daß vor allen Dingen
zwei Herren als Mitglieder einer bestimmten

Partei stets für diese stimmen würden, erklären die
unterzeichneten Stadtverordneten der Mieterlifte
zur Richtigstellung folgendes: ·

Bei Aufstellung zur Stadtverordntenwghl haben
wir uns einzig und allein von dem Gedanken
tragen lassen, im Stadtparlament für die Mieter-
interessen einzutreten und uns dabei von keiner-

lei eigenen parteipolitischen Ansichten leiten zu
lassen. Wir werden daher auch in Zukunft im
Stadtparlament uns in keiner Weise partei-
politisch festlegen und nur dafür eintreten, daß
die Interessen der Mieterschaft in jeder Weise
gewahrt werden. . ‘

Koßanr Stängel. Günther. anobbil.



 

Die kurze Kleiderniode im 15. Jahrhundert
Von Hans W i n t e r.

* Bereits vor dem Krieg-e begannen unsere
Damen ,,fußfreie« Röcke zn tragen. Dann wurden
diese »knöchelfrei« nnd gegenwärtig sind wir beim
,,kniefrei« angekommen. Viele Zeitgenossen
rümpfen darüber die Nase nnd schreiben diese
Mode der allgemeinen Lockerung der Moralität zu.
Allen diesen Leuten möchten wir sagen, daß eine
ähnliche Mode von Straßburg ausgehend, schon
einmal in ganz Deutschland herrschte, ohne die Welt
aus den Angeln zu heben.
Um die Mitte des 1.5. Jahrhunderts herrschte bei

den Männern und Frau-en der Brauch, äußerst
kurze Kleider und Mäutel zu tragen. Obwohl
diese Tracht auch damals bei vielen Anstoß erregte,
griff sie doch sehr rasch um sich. ,,Schamperkleider«,
d. h. schandbare Kleider, wurden dies-e den Körper
allerdings bloß notdürftig bedeckenden, und außer-
dem fehr eng nmschließenden Kleidungsstücke ge-
nannt. Die Chronikenschreiber setzen ihr. erstes
Auftreten zu Straßburg in das Jahr 1452. Natür-
lich sahen sich-die Behörden bald veranlaßt, gegen
sie einzuschreiten. Es wurde verordnet, daß
Weibermäntel, welche mehr als eine viertel Elle
iiber dem Knie endeten, nicht getragen werden
dürfen. Dawiderhandelnden wurde eine Geldstrafe
von 5 Pfunden angedroht. Um dem Verbote Nach-
drnck zu verleihen, wurde es sogar allen Schneidern
sowie deren »Kneschten« untersagt, Kleider anzu-
fertigen, welche dieser Vorschrift nicht entsprachen.
Jm Jahre 1480 scheint die ,,schandsbare Tracht«
den Höhepunkt erreicht zu haben, denn die Be-
hörden fanden es für angezeigt, abermals dagegen
einzuschreiten. Am Tage des heiligen Sixtus er-
ging eine weitläufige Verordnung zur Steuerung
des Kleidernnfngs bei Männern und Frauen, die
allerdings in der Hauptsache gegen die öffentlichen
Dirnen gerichtet war. Ein durchschlagender Erfolg
scheint ihr aber nicht beschieden gewesen zu sein,
denn 1492 beklagte sich der Geschichtsschreiber Joh.
Andreas Silbermannwieder in der Ensisheimer
Chronik mit den Worten: »Die Frauen tragen Röck,
daß- man ihnen vornen in den Busen und hinten
mitten in den Rück-en schauen kann.« Also gerade
so wie heute. Auch Dr. Sebastian Braut geißelte
in seinem berühmten Epos »Da-s Narrenschiff«
mit scharfen Worten die gegen Ende des 15. Jahr-
hunderts allgemein üblich gewordene schamlose
Tracht der Frauen.

Erst nach beinahe 50jähriger Dauer gelang es,
die »Schamperkleider«" auszumerzen. Wie schwer
dies war, können wir ermessen, wenn wir be-
denken, daß es unserem heutigen geläuterten Ge-
schmack oft sauer genug fällt, Häßliches oder Ab-
scheuliches zu unterdrücken, wenn es die Mode ver-
langt. Gefälliges, Schönes anzuerkennen, fällt
häufig ebenso schwer.

 

Die elterliche Gewalt der Mutter
Von Instizrat Dr. N elte-

* über die selterliche Gewalt der Mutter herrschen
vielfach irrige Ansichten. Nach dem Bürgerlichen
Gesetz steht jedes Kind, so lange es minderjährig
ist, unter elterlicher Gewalt, nnd zwar hat zunächst
der Vater diese Gewalt auszuüben, d. h. das Recht
und die Pflicht für die Person und das Vermögen
des Kindes zu sorgen. Diese ,,Sorge« für die
Person des Kindes umfaßt das Recht und die
Pflicht, das Kind zu beaufsichtigen, zu erziehen nnd
seinen Aufenthalt zu bestimmen. Neben dem Vater
hat nun aber auch die Mutter das Recht und die
Pflicht, für das Kind zu sorgen, allerdings mit der
Einschränkung, daß bei Meinungsverschiedenheiten
zwischen den Eltern die Meinung des Vaters voran-
geht. Miißbraucht der Vater jedoch sein Recht resp.
das Vorrecht, dann kann sich die Mutter an das

Vormundschaftsgericht wenden. Es wird dem
Vater dann event. die elterliche Gewalt entzogen,
unbeschadet dessen verbleibt ihm aber die Nutz-
nießung an etwa vorhandenem Vermögen des
Kindes. Die elterliche Gewalt übt dann die Mutter
aus, ganz besonders natürlich auch dann, wenn der
Vater gestorben ist. Es wird also nach jetzigem
Recht nicht eine ,,Vormundschaft« der Mutter oder
eines Dritten eingeleitet, sondern die Mutter übt
allein »die elterliche V·ollgewalt« aus, jedoch hat
das Vormundschaftsgericht der Mutter einen Bei-
stand zu stellen, wenn dies der Vater so angeordnet
hat, oder wenn dies die Mutter selbst beantragt,
oder wenn das Gericht eine solche Maßregel für
nötig im Interesse des Kindes erachtet, z. B. bei
schwieriger Vermögensverwaltung usw. Dieser
Beistand kann sowohl für alle als auch nur für
einzelne Angelegenheiten des Kindes bestellt werden.
Zu jedem Rechtsgeschäst ist dann die Genehmigung
des Beistandes erforderlich. Die Verwaltung des
Kindes-Vermögens steht dem Vormund nicht ohne
weiteres zu, es bedarf dazu erst eines Antrages der
Mutter, und der Antrag kann sich wieder auf die
völlige oder nur teilweise Vermögensverwaltung
erstrecken. Jst die Mutter noch minderjährig, so
ruht ihre elterliche Gewalt, mangels eines Vaters
bekommt das Kind einen Vormund. Verheiratet
sich eine verwitwete Mutter von neuem, so verliert
sie die elterliche Gewalt; das Kind erhält auch in
diesem Falle einen Vormund, als solcher kann aber
die Mutter bestellt werden, sofern der· neue Ehe-
mann damit einverstanden ist. '

 

Ein Krebsirrtnni
* Jn welchen Monaten soll man Krebse essen,

d. h. zu welcher Zeit sind sie am schmackhaftesten?
Die Hausfrau wird sofort antworten: in den
Monaten ,,ohne r”, sonach im Mai bis August.
Das ist eine landläufige Großmutter-Anschauung,
an der man unbedingt festhält. Jst doch ein be-
kanntes sächsisches Nationalgericht »Leipziger
Allerlei«, d. i. allerhand junges Gemiise ,,mit
Krsesbsnasen«. Aber diese Anschauung ist eine irr-
t-ümli-che·. Gerade in diesen Monaten sind die
Krebse sehr mager und auch nicht recht gesund.
Denn in der Sommerzeit gibts für den Krebs die
meiste Nahrung, sie ist die Zeit seines Wachstums,
nnd da das Wachstum nnweigerlisch zum Abwerfen
des alten Panz-ers führt, der nuu zu eng geworden
ist und durch einen neuen ersetzt wird, so werden
dadurch viele Kräfte und Stoffe verbraucht, die
sdem Fleisch verlor-en gehen. Die Häutungsprozedur
ist immer sehr anstrengend für das Krustentsier,
wie man sich ja auch leicht denken kann. Junge
Krebse müssen sich der Prozedur des Schalen-
wechsels in jedem Sommer mehrmals unterwerfen-,
im ersten Sommer allein fünfmal. Erst wenn der
Schalenwechsel vollendet ist, vermag sich der Krebs
zu mästen. Am besten schmeckt er sonach in den
Monaten ,,mit r”, und da wieder im Oktober bis
Dezember.

Das Herz der Frau
f Nicht von dem guten oder bösen Herzen der

Fvau soll hier die Rede sein, sondern von den
physischen Organen, dem Motor des Kreislaufes.
Wie Professor Sellheism, der bekannte Frauenarzt
in Leipzig, auf einer Versammlung des Deutschen
Vereins für öffentliche Gesundheitspflege ausführte,
sind heute noch beim Herzen der Frau zum Teil
die Rückwirknngen der bösen Kriegs- und Nach-
kriegszeit festzustellen. Er spricht von einem
,,Hungerherz«, ,,Überanstrengungsherz« und ,,Kum-
merherz«. Auch die schwer-en Schädigungen, welche
die Fortpflanzungsorgane der Frau erlitten haben,
vor allem Blutungen und Geschwülste machen sich nachteilig auf das Herz der Frau bemerkbar. Auch

übermäßiger Tabak- und Alkoholgenuß haben viel-
fach schädigend auf das Herz gewirkt. Bei der ge-
setzlichen Arbeitsregulierung ist die Hausfrau in
auffallender Weise vernachlässigt worden, sie wurde
zusm Lückenbüßer für »die Arbeit gemacht, um welche
die anderen durch die Gesetzgebung erleichtert
wurden.

 

Neues aus der Frauenwelt

* Akademifch gebildete Damen als Oberkellner.
In Amerika macht es bekanntlich durchaus nichts
aus, wenn Studenten nnd Studeutinnen neben
ihren Studien einem praktischen Beruf obliegen,
um sich ihren Lebensunterhalt zu verdienen. Für
manchen Beruf, der sich nebenbei betreiben läßt,
weil nur für beschränkte Tasgeszeiten Kräfte ge-
braucht werden, sind Studentinnen sogar sehr be-
liebt. So z. B. für die Schulen, die große Hotels
nnd Restaurants zur Ausbildung ihres Personals
unterhalten. Sie werden ,,Wirtinnen« genannt,
erhalten wöchentlich 10 bis 15 Dollars nnd müssen
stundenweise den eingestellten jungen Mädchen
feine Maniereu beibringen, ebenso Fachkenntnisse
im Tafcldecken, Tablettragen, -Serv«ieren, im
Zimmerordnen, Auskunfterteilen, im Rechnungs-
wesen, Ausstellen der Rechnungen usw. Nach
theoretischen Unterweisung-en folgt der praktische
Dienst, den die Sstudentin kontrolliert, indem sie
regelrecht als Oberkellner auftritt. Hierbei trägt
sie vorschriftsmäßig ein schwarzes Kleid mit weißer
Schürze und weißem Häubchen wie die Schüle-
rinnen. Nur das Hänbchen ist etwas geschmack-
voller. Besonders die weiblichen Gäste nehmen
diese Oberkellnerinnen, von denen sie wissen, daß
es Studentinnen find, sehr gern in Anspruch und
pflegen sie dann freigebig gesondert zu belohnen. -

* Die ,,Siedlungsgenossenschast berusstätiger
Frauen« in Frankfurt a. M. hat vor kurzem einen
ersten Baublock mit 12 Wohnungen fertiggestellt.
Es sind mit allen Errungenschaften der Neuzeit
versehene Drei- nnd Vierzimmer-Wohnungen, die
einschließlich Heizung und Heißwasser-Versorgung
120 Mark monatlisch Miete kosten. Die Wohnungen
in weiteren Baublocks sind schon vollständig ver-
geben.

—

Praktische Winke »
s« Essigflecken an Messeru entfernt mansdnrch

Putzen mit Spiritus und Putzsteisn. Man benutzt
dazu einen Kerk. Sind die Flecken zu tief ein-
gefressen, so muß man die Messer abschleifen
lassen. « . .

s· Zigarrenkiften lassen sich gnt zum Auf-
bewahren aller möglichen Gegenstände im Haus-
halte verwenden, fiir manche Zwecke stört jedoch
der ihnen anhaftende Tabaksgeruch Diesen be-
seitigt man sehr schnell durch Ausbrennen mit
Spiritus. Man bestreicht zu diesem Zweck alle
inneren Holzteile rasch mit Spiritus und zündet
diesen an. Ein Verbrennen oder auch nur Ver-
kohlen der Holzteile findet nicht statt. Bequemer
ist freilich das griindliche Aus-waschen mit reichlich
angefeuchtetem Senfmehl.

  

Für die Küche
s Erdbeertorte. Von einem halben Pfund

Mehl, einem viertel Pfund Butter, zwei (Eiern,
Zitrouenzucker nnd etwas Salz wird ein feiner
Teig ausgewirkt, den man in ein feuchtes Tuch
Lschlägt und recht kalt stellt. Man bäckt davon einen
Tortenboden mit Rand, schlägt von drei bis vier
Eiweiß einen festen Schnee, mifcht ihn mit einem
viertel Pfund Zucker und einem bis anderthalb
Pfund Erdbeeren, legt die Früchte auf die Torts und überblickt diese noch sechs bis acht Minuten.



Trrmine für Htrnerzahlungen im
geptember 1928

« Mitgeteilt von Bücherrevisor Paul Kühne,
Breslau 2, Neue Taschenstr. 25, Fernsprecher 231 64

Auf folgende Steuerzahltermine wird hin-
gewiesen:
15. September: Grundvermögensteuer

nebst Gemeindezuschlag (zusammen 350 %)
für September 1928 für Wohnhaus und Bau-
geländebesitz. Zahlstelle: Städt. Stenerkasse.
H a u s z i n s st e u e r (1200 % der staatlichen
"Grundvermögensteuer) für September 1928.
Zahlstelle: Städt. Steuerkasse.
Kanal- u. Müllabfuhrgebühren.
Zahlstelle: Städt. Steuerkasse.
Letzter Tag für Abgabe der Einko m m en-
uiid Körperschaftssteuer der Herbs-
veranlagten.
Letzter Tag für Abgabe der U m s a h ft e u e r-
e r k l ä r u n g für buchsführende Gewerbe-
trei"bende, deren Steuergbschnitt in der Zeit
vom 1. Januar bis 30. Juni 1928 geendet
hat.

20. September: Lohnabzng für die Zeit vom
1.——15. 9. für das Markenverfahren nur,
falls die vom 1.——15. 8. einbehaltenen Lohn-
beträge 200 RM übersteigen.

30. September: Letzter Gültigkeiistag
der aufgerufenen Rentenbank-
sch ein e über 1 Mark, 2 Mark und 5 Mark
ohne Kopfbild vom 1. November 1923. Diese
Rentenbankscheine werden ab 1. 10. 1928 nur
noch von der Deutschen Rentenbank in Berlin
eingelöst. Bis-dahin kann der Umtausch bei
allen Reichsbankanstalten erfolgen. Alle
sonstigen Reutenbanksscheine bleiben im Ver-
ke r.
Fhristaiblauf für Anträge· beim Reichs-
entschädigiingsamt auf Gewährung von Bei-
hilfen für Liquidationsgeschädigte.
Fristablauf für Anträge auf Gewährung
von Unterstützungen an verdrängte Rußland-
deutsche aus Grund der Verordnung vom 6. 7.
1928.
F r i sta bla uf für den Aufbrauch von Post-
briesumschlägen mit alten Absender- und
Reklameangabeu.

ihanümerliliche Zeibsthilfe . . .
Auf dem 28. Deutschen Handwerks- und

Gewerbeksammertag. der jüngst in Köln ab-
gehalten w·urde, wurde die· Situation und
Notlage des Handwerks wieder einmal
gründlich beleuchtet. Steuererleichterung
Kreditpolitik, soziale Furiorgeeinrichtung,
Schutz des Handwerkerstandes als Privat-
wirtschaftsgebiet, —- in Wunsch und Ver-
sprechung klangen die bekannten aktuellen
Themen aus. Eins wurde dabei vergessen:
die Selbsthilfe des Handwerks.

_ Diesem höchstwichtigen Thema . sind die
nachstehenden Ausführungen gewidmet.

* Die Frage: »Wie kann dem Handwerk ge-
holfen werben?” ist auf allen Innusnigs- und Fach-
versammlungen eine stets gehörte. Man bekommt
von tüchtigen Rednern schöne Worte zu hören, die
aber meist nichts hinterlassen als einen moniert:
tanen guten Eindruck. Bei gründlicher Uber-
legung fällt es auf, daß das Handwerk immer von
außen die gewiß nottuensde Hilfe verlangt. Warum
lkilft sich das Handwerk nicht selbst? Selbsthiler
Bei diesem Worte dämmert schon die Erkenntnis,  

daß das Handwerk in seinem Kreise sich zuerst
unterstützen und gegenseitig helfen muß, Geschieht
das? Nein. Das Handwerk unterstützt ganz
kräftig die Industrie, in dem es Fertigwaren kauft,
statt sie beim Handwerker zu bestellen. Da läßt
sich der Schuhmacher oder Schneider irgendeine
bauliche Veränderung in seinem Betriebe oder
Hause machen; natürlich beim arisässigen Bau-
handwerker. Bestellt dieser auch beim Schuster
oder Schneider dafür Stiefel und Anzug? In den
meisten, ja fast in allen Fällen geht der Bauhand-
werker in den Laden, wo Schuh- oder Kleiderkon-
fektion feilgeboten wird. Er kauft auch gern im
Warenhaus der Stadt, oder beim Mösbelhändley
der Rateuzahlungen anbietet, und so bleibt der
Handwerker und Kleingewerbetreibende, der sein
Geld zum örtlichen Bauhandwerker getragen hat,
bei Bestellungen oder Käufen unbeachtet. So
geht es beim Maler, der die Wohnung für den
Handwerksmeister neu hergerichtet hat, so gehst es
beim Fleischer, zu dem der Handwerker für Fleisch-.
und Wurstwaren hinträgt, so geht es beim Le-
bensmittelhändler, bei dein der Kleingewerbetrei-
bensde einkauft. Geht aber einmal der Hand-
werker bei Bedarf an Neuanschaffung oder Re-
paraturen zum Städter oder zieht ein-en Helfer
von auswärts herbei, dann fährt ein Gewitter in
seinen Betrieb und er bekommt alles Mögliche zu
hören, weil er Ortssteuerzahler nicht in Anspruch
nimmt.
Das Handwerk wird bezüglich der »Gegen-

leistung« wirklich recht stiefmütterlich behandelt.
Das Handwerk schädigt sich selbst, weil es sich
nicht entschließt, Hand an die Wurzel des übels
zu legen. Hinter dem System, vom Handwerk
Bestellung-en zu nehmen, aber keine Bestellung-en
zu geben, steckt ein Stück Konkurrenzneid uind
Mangel an Kollegialität. Neid und Mißgunst
sind viel daran schuld. Würden all-e Handwerker
einig sein, dann wäre es um das Handwerk wohl
bestellt. In der „guten alten Seit”, von der das
Handwerk so gerne spricht, hat sich das Handwerk
aktiv unterstützt Wenn alle Bestellung-en unsd Auf-
träge, die das Handwerk erledigen kann, dein
Handwerk vom Handwerk zugeführt würden, dann
gäbe es im Handwerk Arbeit genug. Wie weit
entfernt man im Handwerk noch von der Selbst-
hilfe der angeregten Art ist, erkennt man aus dem
Umstande, daß in den Handwerkssamilien Frau
und Kind ihren Bedarf an Gebrauchs- und Luxus-
gegenständen fast ausnahmslos beim Handel und
nicht beim Handwerk decken. Mit anderen
Worten: das Handwerk unterstützt selbst seinen
ärgsten Feind: die Industrie. Um Selbsthilfe dem
Handwerk angedeihen zu lassen, ist es notwendig,
daß sich das Handwerk gegenseitig mit Aufträgen
unterstützt. Das Handwerk muß das Handwerk
leben lassen und nicht die Industrie Ieder Hand-i
werker, der einen anderen umgeht, schädigt sich
und schädigt den ganzen Handwerkerstand. Er
hat kein Recht, wenn es seinem Betriebe schlecht
geht, zu Hagen. Das Eigenbeispiel muß von Be-
rufs- auf Berufsgrusppen des Handwerks über-
greifen. Dann werden die Klagen des Handwerks
schnell verstummen. Als das deutsche Handwerk
blühte, —- da bestand gegenseitiges Verständnis bei
den Meistern für hanidwerkliche Unterstützung
Diese Tatsache klingt heute im Handwerk wie ein-e
Klage an verlorene Zeit, wie eine dringendste
Mahnung, den Weg der Selbsthilfe im Handwerk
zn beschreiten . . . Kabe  
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Das aufräumen der Werkstätte

* Der Zustand und das Aussehen eines Be-
triebes ist unzweifelhaft mitbestimmend für die
Güte der Erzeugnisse, die aus ihm hervor-
gehen. Es ist durchaus nicht notwendig, daß
man sich unter einer Schlosserei oder einer
Schmiede einen rauchgeschwärzten, unaufge-
räumten, düsteren Raum vorstellt, in den das
Tageslicht durch die schmutzigen Fensterscheiben
hereinbricht, eine ungewisse Helle verbreitend.
Naturgemäß kann aber eine Betriebsstätte
auch nicht einem Salon gleichen!

Bei der Einrichtung eines Betriebes achte
man besonders auf Licht —, Licht vor allen
Dingen. Sodann ist es zweckmäßig, die Wände
weiß tünchen zu lassen und, je nach der Art
des Betriebes, den Fußboden mit Zement,
Asphalt oder Holz zu belegen. '

Wenn nun die Werkstätte in der ange-
gebenen Weise hergerichtet ist, so kommt es
für die Zukunft darauf an, den Betrieb in
feiner Ursprünglichkeit, abgesehen von dem
natürlichen Berschleiß, zu erhalten.
Das gefchieht durch das bekannte Auf-

räumen der Werkstätte. Und es sei gleich ge-
sagt: Ein fehr wenigen Betrieben wird diese
Arbeit mit der Gründlichkeit getan, wie in An-
betracht ihrer Wichtigkeit hierbei ganz beson-
ders nötig wäret

Mit einiger Berechtigung kann man ein be-
kanntes Sprichwort ändern: »Zeige mir, wie
dein Betrieb aussieht, und ich weiß, wie deine
Erzeugnisse sind!«

Sehr wesentlich für das Bild einer Betriebs-
werkstätte ist deren Einrichtung. Werden Ma-
schinen benötigt, so achte man darauf, daß
diese ein in sich abgesichlossenes Ganzes bilden,
also nicht mit den Werkbänken zusammenge-
stellt sind. Unter jeder Maschine befinde sich
ein festerBlechkasten zur Aufnahme der Späne
und des Schmiermaterials.
Der Fußboden beim Maschinenbetrieb be-

steht zweckmäßig aus Zement oder Steinholz.
Jn beiden Fällen erhalten die Maschinen eine
Unterlage von Linoleum oder Pappe. Holz-
fußbodeu hat den Nachteil, daß in ihm die
Maschinen nicht fest verankert werden tönnen.
Außerdem fault Holz durch Nässe (Kühl-
slüssigkeit), splittert und läßt sich dann schlecht
reinigen.
Das Jnstandhalten eines Betriebes läßt sich

dadurch erheblich vereinfachen, daß man von
vornherein jedem Ding seinen bestimmten
Platz gibt. Das gilt nicht nur für alle Werk-
zeuge und Borrichtungen, sondern in noch weit
höherem Maße für die Werkstoffe, Roh-,
Halb- und Fertigerzeugnisse. Man geht hier-
bei ganz planmäßig vor, d.h. die Werkstücke
werden in Gestellen derart eingeordnet, daß sie
bei der Arbeit unmittelbar zur Hand sind.
Ein allzu weites Befördern der Arbeitsgegen-
stäude würde das Unkostenkonto unnötig be-
lasten. . s
Wenn nun die angegebenen Umstände vor-

handen sind und jedes Stück in dem· Arbeits-
raum eingeordnet ist, so bietet das Aufräumen
und Reinigen des Betriebes keine großen
Schwierigkeiten mehr. Für größere Werk-
stätten ist es ratsam, eine ständige Arbeitskraft
lediglich mit dem Reinhalten des Werkraumes
zu beauftragen. Selbstverständlich darf diese
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das herstellungsversahren durch ihre Tätig-

keit nicht behindern. Es dürfte aber auch schon

genügen, wenn der Betrieb zu Feierabend und

an den Abenden vor Sonntagen und Festtagen

gründlich ausgeräumt wird. Fnr diese »Ar-

beiten werden wohl vorzugsweise «Lehrlin»ge

herangezogen. Wenn das der Fall ist, so teile

man die Werkstätte in Bezirke ein und weise

jedem Lehrling, je nach der Dauer seiner Lehr-

zeit, ein mehr oder minder großes Betati-

gungsfeld an. Während und nach dem Be-

endigen der Reinigungsarbeit durch die Lehr-

linge ist es unbedingt notwendig, daß der

Meister diese ganz streng uberwacht. Beson-

ders ist darauf zu achten, daß Dreh-, Hobels

und Frässpäne nicht durch Kehricht, Lappen-
Papier und dergl. verunreinigt werben: Daß

vor dem Aussegen der Fußboden reichlich mit

Wasser gesprengt und die Fenster geofsnet

sein müssen, versteht sich wohl non selbst!

Das Aufräumen der Werkbanle und das

Säubern der Maschinen, an denen Arbeiter

dauernd tätig sind (Dreh-, Hobel- und Fras-

maschinen), ist Sache der die Maschinen be-

dienenden Leute. Aber auch hier ist es drin-

gen-d notwendig, die Maschinen ‚auf ihre

Sauberkeit hin zu prüfen. Der-Meister wird

oft sein blaues Wunder erleben, wenn er, zum

Beispiel bei einer Drehbank, unvermutet den

Support zurückkurbeltl Bei allen Maschinen,

die von allen Arbeitern benutzt werden

(Schleif- und besonders Bohrmaschinen), gilt
der Grundsatz: Nach jeder Arbeit wird die
Maschine sauber gemacht. Am Ende jeder
Woche läßt man außerdem diese Maschinen
von Lehrlingen gründlich reinigen und Blen.

Ein besonders wunder Punkt bei der Reini-
gung eines Betriebes durch Lehrlinge ist das
Säubern der Wasch- und Klosettanlagen. Vor
allem das Jnstandhalten der Aborte ist eine
Arbeit, die naturgemäß wohl bei allen Lehr-
lingen gründlich unbeliebt ist. Wenngleich ich
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_5 Dein Hab und Gut, was Dir lieb und teuer,

" « Versidrerst Du gegen Diebstahl und Feuer,

Aber hast Du nackt nie an die Sorgen gedacht,

Die beiKrankheit die Zahlung der Redmung oft macht?

Die Krankenversicherung hilft sie Dir tragen!

. -;-.«-« i . fDod: wo ist die n’dztige?, wirst Du mid- fragen.

Verbandsmitgliederzahl über 900000

aus dem Standpunkt stehe, daß sich niemand
auch bei solcher Arbeit etwas vergibt, hielt ich
es doch für richtig, in meinem Betriebe folg-
gendes zu bestimmen:
Von den vorhandenen Klosetts wird ein

Teil den Lehrlingen zugewiesen, während der
Nest den Gesellen und älteren Arbeitern vor-
behalten bleibt. Jede Gruppe sorgt für das
Säubern der von ihr benutzten Aborte, und
zwar ohne Ausnahme jede Woche ein anderer.
Für diesen Zweck steht eine Viertelstunde zur
Verfügung. Zu irgendwelchen Unzuträglich-
leiten hat diese Einrichtung bisher nicht ge-
führt, und ich will sie auch deshalb beibehalten.

Ähnlich ist bei den Waschvorrichtungen und
Kleiderablagen verfahren worden.

Bei Bchlesisihe schneidrrmeistertag in
Landesliut

* Zu einer eindrucksvollen Kuiidgebung des
schlesischen Schneidergewerbes gestaltete sich der
4. Landesverbandstag Schlesischer Schneider-
Inniingen, der Sonntag, den 26. August 1928,
unter Leitung des Vorsitzenden, Obernieisters
Schlums-Vreslau, in Landeshiit im Kaisersaal
stattfand. Vertreten waren 46Jnnungen mit 14,1
Delegierten Als Ehrengäste begrüßte der Vor-
treten waren 46 Jnnungen mit 141 Dele-
gierten. Als Ehrengäste begrüßte der Vor-
sitzen-de die Herren Landrat Dr. Fiebrantz, Ersten
Bürgermeister Feige, Stadtrat Bauch, Stadt-
verordnetenvorsteher Direktor Bnrkert, Steuer-
inspektor Siiinmerfeld und den Leiter der
Berufsschiile Herrn Wagner, von der Hand-
werkskammer Lisegnitz Herrn Hühner, vom
Jnnungsausschuß Landeshut Stadtverordneten
Fleischermeister Kranse. Der von Herrn Syndi-
kus Haase-Breslaii erstattete Geschäftsbericht
schilderte in ausführlicher Weise die im ver-
flossenen Berichtsjahr geleistete umfangreiche

Kein verantwortungsbewußter

Handwerker, Handel- und Gewerbetreibender kann bei der gegenwärtigen wirt-

t schafllidxen lage einen ausreichenden Krankenversidierungssdzutz entbehren.

s Diesen findet er bei der auf eine bereits 15 jährige Entwidrlung zurückblicken-

‘ · . den, lediglich dem Handwerk und selbständigen Gewerbestand dienenden

) HANDWERKERHILFE r
Sdtlesisdie Krankenunterstützungs- und Sterbekasse auf Gegenseitigkeit selb-

ständiger Handwerker, Handel- und Gewerbetreibender » in Breslau
im Verband der Versidxerungsanstalten fz’ir selbständige Handwerker und Gewerbetreibende Deutschland: e.V.

Dresden, Liliengasse 6

Interessenten wollen sid: wenden an die

Direktion der Handwerkerhtlfe, B

l

 
50 merke: es sorgt von allen im Land

Am besten die eHa ndwerkerh iIferfür Deinen Stand!

Und warst mit uns redzt zufrieden Du,

Empfiehl uns, führ' Deine Bekannten uns zu .-
Bedenke: je größer unser Verein,

Um so leistungsfähiger kann er sein.l

Verbandsleistungen 1927 über 40000000 RM.

Von den Handwerkskammern Breslau und Liegnitz aussdrlicßlidz empfohlen

Gewinnbeteiligung für nidzterkrankte Mitglieder

Frühere Mitglieder erhalten bei Wiedereintritt weitgehende Vergünstigungen .-

reslau 16, C’iergartenstraße 53

Verbandsarbeit und die Aufgaben der Zukunft.
Die organisatorische Entwickelung des Landes-
verbandes war zufriedenstellend. 59 Jnnungen
mit über 4000 Einzelmiigliedern gehören nun-
mehr dem Verbande an. Die Werbung für die
Maßarbeit hat zu einer Steigerung des Um-
satzes geführt, bem leider nicht der Ertrag ent-
sprach. Steuern, soziale Lasten und Lohn-
erhöhungen haben die Grenzen des Tragbaren
erreicht. Arbeitszeitnotverordming hat die
Schwarzarbeit besonders im Schneidergewerbe
begünstigt. Ein gesetzlicher Schutz gegen die
Schwarzarbeit ist dringend erforderlich. Scharfe
Maßnahmen gegen den unlaiiteren Wettbewerb,
den Hausierhandel mit Oberstoffen, den Waren-
handel der- Beamten und die Wanderläger bezw.
Miisterausstelliingen wurden eingeleitet. Ver-
handlungen mit dem Tuchhandel bezwecken die
Aiisschaltiing des Stoffverkanfs an Private.
An den Geschäftsbericht knüpfte Herr Syndi-

kus Dr. Menningen vom Reichsverband-Elber-
seld seinen gehaltvollen Vortrag über ,,zeit-
gemäße organisatorische und wirtschaftliche
Fragen im Schneiderhandtverk«. Er führte u. a.
aus, der Organisationsgedanke im Schneider-
getverbe sei auf dem Marsche, der Reichs-
verband sei mit seinen-i mehr als 90000 Mit-
gliedern der größte Fachverband des deutschen
Handwerks Mit dem gleichen Recht, wie von
Reich, Staat und Gemeinden Verwaltungs-
reform zur Senkung der unerträglichen Steuer-
lasten gefordert werde, müsse auch in der
Organisation des Handwerks Rationalisierung
eintreten nnd die Überorganisation beseitigt
werden. Geordnete Buchführung und Preis-
kalkiilation seien die wichtigsten Lebensfragen
des Schneidergewerbes Das Tarifwesen wachse
sich immer mehr zu einer Lohnzwangswirtschsaft
aus. Die Schlichtungsbehörden bildeten sich
immer mehr zum Lohndiktator aus. Freie
Lohnvereinbariingen müßten wieder Platz

-
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greifen. Bei behördlichen Lieferungen werde
das Schneidergewerbe immer noch nicht ge-
nügend berücksichtigt. Regiebetriebe und Ge-
sängnisarbeit erschweren dem Handwerk die
Existenzmöglichskeit. Besonders trostlos sei die
Lage der Damenschneiderei, die nur durch radi-
tale Unterbindung des Nachwuchses gebessert

werden könne. Eine vierjährige Lehrzeit sei

unerläßlich. Bei Erteilung der Erlaubnis für
gewerblichen Unterricht sei die Bedürfnisfrage
u prüfen. Die Ausführungen wurden mit
brausendem Beifall ausgenommen. über die-
Festsetzung von Richtlinien für die Preiskalku-

lation berichtete Herr Obermeister Schlaues-

Breslau. Die Richtlinien wurden gebilligt und
sollen den Mitglied-Jnnungen gedruckt angehen.
Als nächster Tagungsort wurde Grünberg ge-
wählt. An den Verbandstag schlossen sich ge-
sellschaftliche Veranstaltungen Am nächsten
Tage fand die Besichtigung der Gebildweberei
(S. F. Griinfeld-Landeshut und ein Ausflug
nach den Grenzbanden statt, so daß jeder Ver-
sammlungsteilnehmer hochbesriedigt von der
Tagung heimkehrte.

Lebensversicherung und Erbschafts-
bezw. Zchenikungssteuer

Von Steuersyndikus
Dr. jur. et rer. pol. B r ö n n e r ‚ Berlin W 9.
* Die Lebensverfichernngsverträge

haben im Erbsch aftsste n e rgesetz besondere
Berücksichtigung gefunden. Wenn ein Gewerbe-
treibensder sein Leben zugunsten seiner Ehefrau oder
seiner Kinder oder auch seiner »Familie« oder
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Wchoteinaaeufslz
in schwerer, präziser Ausführ., preiswert:

feiner »Erben« versichert, so ist nach der besonderen
Vorschrift des § 2 Abs. 1, J. 4, Erbschaftssteuer-
pflicht für die (Ehefrau usw. bezüglich der Ver-
sicherungssumme gegeben. Lautet die Policie auf
den Inhaber oder ist sonst im Bersicherungsvertrag
ein Begünstigier nicht benannt, so gehört der An-
spruch auf die Berficherungssumme zum Nachlaß;
die Erben sind ebenfalls erbschaftsstenerpflichtig
(§ 2 Abs. 1 Ziffer 1).

Möglich ist auch, daß ein Dritter bei: eits zu—Großvater auf den Enkel gegeben sei.
Lebzeite n des Versicherungsuehmers einen
Anspruch auf Zahlung der Versicherungssumme
erwirbt. Dies kann bei abgekürzter Lebensver-
sicherung der Fall fein. Die Möglichkeit ist aber
auch gegeben, wenn sdie Versicherung auf den
Todesfall eines anderen als des Ver-
sicherungsnehmers geschlossen ist. Auch hier ist
die Steuerpflicht gegeben.
So hatte ein Kaufmann H. in L. am 2. 11. 25

bei der Lebensversicherungsgesellschaft A. auf das
Ableben feiner Tochter E. eine Lebensversicherung
zugunsten ihrer Kinder über 100 000 Sie/lt abge-
schlossen. Am 26. 2. 1927 war die Tochter ge-
storben. Ihrem einzigen minderjährigen Kinde W.
wurden von der Lebensversicherungsgesellschaft
ca. 98000 9th ausgezahlt Das Finanzamt zog
den Erwerber mit diesem Betrage zur Schenkungs-
steuer heran.
Die Angelegenheit gelangte im Rechtsmittel-

wege vor den Reichsfinanzhof. Folgendes war
gegen die Steuerpslicht eing-ewendet: Nicht der
Großvater, sondern die Mutter habe den Ber-
sicherunsgsvertrag abgeschlossen, zu dessen Prämien-
zahlung ihr nur vom Vater der erforderliche Betrag

der konkurrenzlosen Preiswilrdigkeit

Emil Ridiger F- Co.
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Tischlerei-Bedarfsartikel
. Größtes Spezialhaus am Platze in
Möbelaufl'agen,Kehlleisten, Schnitzleisten »
ch Tisch-s u. Bettfiißen, Schrankfiißen etc.
Überzeugen Sie sich von meiner Qualitätsware und

Trachenberger Holzwaren-Fabrik
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geschenkt worden sei. Selbst wenn man aber eine
Schenkung des Großvaters H. annehme, sei dem
Enkel W. nicht-die Bersicherungssumme, sondern
nur ein vertraglicher Anspruch zugewendet worden,
dessen Vermögenswert nicht höher gewesen sei, als
die gezahlten Prämien.
Der Reichsfinanzhof hat in dem Urteil vom

18. 5. 1928 (V e. A, 832/27) entfchieben, daß die
Schenkungssteuerpslicht für die Zuwendung vom

Der Ver-
sicherungsvertrag sei von ersterem zugunsten der
Kinder seiner Tochter E. auf ihr Ableben abge-
schlossen. Durch diesen Vertrag habe der Enkel
bereits einen bedingten Anspruch auf Zahlung der
Versicherungssumme erhalten. Es handle sich hier
um eine frei-gebige Zuwendung im Sinne des § 3
Abs. 1 Nr. 2 des Erbschaftssteuerg-esetzes, deren Er-
werb vom Eintritt ein-er aufschiebenden Be-
dingung, dem Tode der Mutter abhing. Nach Ein-
tritt der Bedingung sei die Schenkungssteuerpflicln
eingetreten. Um die ca. 98000 Elicfl sei der Enkel
bereichert. Es komme nicht daran an, ob sich das
Vermögen des Großvaters nur um die gezahlte
Prämie vermindert habe.

Auch die Ehefrau kann eine Lebensver-
sichernng aus den Todesfall des Mannes
eingehen. Tut sie es zugunsten der Kinder, so ist
wie oben, Steuerpflicht gegeben. Jst sie dagegen
selbst Versicherte, so scheidet eine solche ans.

  

 

Verantwortlich für die mit 1- gezeichneten Artikel Shndtkust Dr.
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Spiegel,
Verglasun en,

Glasschutzw nde
ageren

für das Schaufenster
DRUCKSACHEN

 
    

  

liefert liefert schnell. preiswert u. gut
flerff E Wohlfarth

BRESLAU 23,
Ysselstelnstraße 3.

Tel. 33641—42. Formulars/Lieferscheine
Briefbogen u. Umschläge
Adreßkartsn/Rechnungen

Tapeten Quittungen / zehnte-seen
—- Prelsllsten l Pros stets

‚— Lohnllsten/Lohn futisi

WJlnilitschka ‚
Ursulinerstraße 7a ‘ · .

n der Weh-Hexe Südt— 1|. Univerdt‘ü-Dwekcnl  
Telefon 21285.

_
GraB‚Barth&COmfp.W.l'-’rledrleh
Breslau 1. Herrenstraße“. Forum ON 82-08 



432

 

   
    

Bohr--_u.
Schnend-

.. Gewindebohrer
Reibahlen-Fräser
J'chneldzeug-
Gar‘nlfur'en

fur alle Gewr'na'earfen.

· ‘ .- .« «

. ".1 « ’ « .

i .-.« " --· .. .
- U ..· ;-s«. ‚ . . .. .

« -,. 11‘
- « I .
. ,i’-«s « "’ . .’

. s x" "f.

« - .‘ '311'.
— . · . eh»! 5' .

I

I 1

Nilus L .

 

das von Grund auf aus deutsdwem Material von deutschen Arbeitern
In unserer Fabrik in Wittenberge BezPotsdom. hergestellt wird

8000 Arbeiter und Angestellte

SINGER NÄHMASCHINEN AKTIENGESELLSCHAFT

Slnger—Läden überall

 

  

in „sehnen: ansinnen
ll. Gewerbe "8" HI'ÜMBIIlernnnsrranen Erlnlm
 

 

 
 

 

 

Handwerker- Stllntllllllr-
und Kunstgewerbefchule mm8”

Bresiau ___.___._

m°°rr° 17/25 / Kkschstss 1/3 italisiren-unsre sausen!
l‘ 80 cm br. Zwirnroßhaar

Lehrwertstätten und Fachtiaffem von 2-— RM.an
Snnenouäbam Malerei, Bildhauer-h " 80 cm EITHER-JEAN
Bühnenmalerei, Eifenfchmlede, Edel- la. Moieskin

- von 1.20 RM. an
Ia. Satin Ärmelfutter

von 1.20 RM. an
usw.

Außerdem reichhaltiges
Resteiager. 4 Proz. Rabatt!

WStillllll
nur Alsenstr. 30, III
'—

metallurertftatt, Glaeveredlung nnd
Porzellanmaierei, Kekamlt, Buch-
gewerbe und Grcwhlk jeder am,
- Moll-« und Kleldfchmnck -

flossen und Abend-Klassen

Beginn drei Gchuilahree am 1. Dltober 1928

Auskunft und Anmeldung: Kloster-sie 19, z. 6th.

:: in der Zelt von 10—-15 und 17—16 Uhr ::

   
    
 

Gifizielles Organ des Vereins

 
 

 
    

 

   
 

. Sämtliche

laesrlllnlllnlnllmn Maschinen und
um: Jena-II .Iaescnlro Werkzeuge «

staut-drin ‘ü' ‚
Breslau x llolz=u.Elsen=
Telefon 59276 bearbeitung

Ist-II Michaelisstraße 18 liefern sehr reiswert zu
— günstig. Za lungsbedin- ._ ‚-

gungen sofort ab Lager »

Buchführung is-·Steuerberatung GOZZSXIISS
dUkch Bücherrevika LWacrp Tel.Sammelnumm. 385 31

IBreelau ‘23, Bobtenftrefie 29. s
      

 

 
 

  

20 ifd. m

Polster-tränke
mit Lehne, sowie mod.

Büfett und
Ladentisch

mit Glasaufsatz für Kon-

ditorei,bil|. zu verkaufen.

M. Pietschmann,
Tischlerei und

Holzbearbeitungsfabrik
Breslau X.

Trebnitzer Straße 39.

 

 

_Suche
für mein Fräulein,
welches 12 Jahre bei
mir als Stütze und
Verkäuf. tätig war,
Übernahme einer

Billillel‘lll -Flllalll.
Kaution kann ge-
stellt werden.

Oft. Nr. 604 bei. 

 

 

Mechanische
WerkstättenSchlesien‘äfl: l
Breslau l, Albrechtstraße 22/23
—-———M

Reparatur=Werkstatt
in Tschechnitz bei Breslau

repariert als Spezialität

Elektromotoren
und Transformatoren

ied. Systems in kürzester Zeit bei billigster Berechnung

  

 

 

Bei Bedarf bitten wir, sich an uns wenden zu wollen

Bei Störungen rufen Sie Breslau Sammel-Nr. Tit-il an
l Bei eiligen Fällen erfolgt Abholung d. uns. Lastkraftwag. J. Ast, Oabitzstr. 91.

Mll‘llll Illllll‘llß
Spezial-Fabrik für

Hand- und Kraft-,

 

 

Garten-,
Feuer— und Anstreich-

Spritzen

III-Ists - Hundeield
Fernspr. Hundsfeld 17

Vertreter gesucht

roh und poliert

liefert

Peter Sieby,

v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
v
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Paul Stephan Tischlerei=Bedarfsartikel
Gegründet 1877 :-:

Breslau I, Messergasse 10-13

 

der Funixfreunde Schlesiens e. V. in Dreslau jawie feiner sämtlichen jchlejiichen Ortsgruppen

HUnabhängige-s Fachblatt für Belehrung, Unterhaltung und Kritik
_mit der Programmbeilage ,,Guropafunlx«, enthaltend lämtl. in— und ausländiichen ‘Programme

’ Erscheint jeden Freitag «- r Deitellungen nehmen alte Postanitalten entgegen I « Verlangen Sie Probenummern vom

Verlag ijz, Barth h Comp. m cFriedrich, Lßreslau, Herrenftr. 20. Fernruf 57182—-83 ,

 

Holzmassenariikel

Runde-jähe
in allen stärken in Fichte und Buche

Lauterbach, Kreis Hebel-einreko

 

MXXXXXXXXXXXXXXXXXXNNXXXNXNXXXXXXXXXXXXXXXXW

BRE’IÄ‘J I
Fett-ist 59870 «

>&\\\\\\\r\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\  
 

Drahtgeflechte,
Drahtgewebe, Drahtzäune
Alfons Gottwald, Breslau 13
Steinstr. 47. Telephon 34464

OOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOI

Karl sieh-m "normalem;
Tel. 517 93. Breslau II, TGIIOIIIZIOIISH‘.“

. Bau-Broßglaeerei. cis-s- und Bildern .
handlg.‚ltunetverglae..Autoscheiben

IOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOO.I

kantig und gedreht

  
 

billigst
Holzwarenfabrik  
Telephon Nr 5623 Größtes La er von Schnitzo und Kehlleisten - QM!“

und Perlstä e. —- C] k.ant Tisch, Stuhl- und Bettfilße,
:-: sowie alle Drechsler-Waren und Möbel-Auflagen:-  

 

 


